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32. Bundesparteitag 

der 

Christlich Demokratischen 

Union Deutschlands 

Niederschrift 

Stuttgart, 9. - 11. Mai 1984 

2. Tag 





Zweiter Verhandlungstag 

Donnerstag, 10. Mai 1984 
3. Plenarsitzung 
Beginn: 9.19 Ulir 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: IVIeine selir verehrten Damen und Herren! Ich 
eröffne die 3. Plenarsitzung des Parteitages und hoffe, daß Sie sich alle gestern 
abend gut erholt haben. IVIanche scheinen diese Erholung noch nicht abgeschlossen 
zu haben. Wir haben einen langen Arbeitstag vor uns, auf den ich vorsorglich 
hinweisen möchte. Die Zahl der Wortmeldungen und der Anträge schwillt in unge­
wöhnlichem Maße an. 

Ich müßte jetzt eigentlich die Tagesordnungspunkte 8 und 11 aufrufen. Da aber nicht 
nur noch nicht alle Zuhörer anwesend sind, sondern auch noch nicht alle Redner, 
greife ich zum Äußersten und lasse Grußtelegramme verlesen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das kürzeste davon verlese ich selbst; es ist ein Grußwort von Alois Mock von der 
ÖVP, der uns herzlich grüßen läßt und diesem Parteitag und Ihnen allen Erfolg 
wünscht. 

(Beifall) 

Das zweite Telegramm stammt von Jose Napoleon Duarte, 

(Beifall) 

der seinen großen Wahlsieg errungen hat. Er hat dieses Telegramm unserem 
Freund Lamers mitgegeben. Weil er es überbracht hat, schlage ich vor, daß er es 
auch vortragen soll. 

Karl Lamers: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Am Sonntag haben in El Salvador die Stichwahlen um die Präsidentschaft 
stattgefunden, und unser Freund Napoleon Duarte ist der Sieger. 

(Beifall) 

Lassen Sie sich auch bitte nicht durch Meldungen irremachen, daß sein Gegenkandi­
dat d'Aubuisson die Wahl anfechten wird. Ich sage das in der Überzeugung, die ich 
ohne jeden Zweifel an Ort und Stelle gefunden habe, daß nämlich das Ergebnis 
unzweideutig ist und eben Napoleon Duarte als Sieger ausweist. Er hat mich 
gebeten, Ihnen folgende Botschaft zu übermitteln: 

An den 32. Bundesparteitag der CDU. Liebe Freunde! Anläßlich des 32. Bundespar­
teitages übermittele ich Ihnen im Namen der Christlichen Demokraten von El 
Salvador und in meinem eigenen Namen einen brüderlichen Gruß. Mit Genugtuung 
kann ich Ihnen Mitteilung davon machen, daß die Christlichen Demokraten bei den 
Wahlen am 6. Mai, in denen die absolute Mehrheit der Salvadorener unsere Partei 
unterstützte, einen triumphalen Sieg errungen haben. Dieser Sieg ist ein Triumph der 
Demokraten in unserem Lande und auch das Ergebnis der großzügigen Solidarität 
der Christlichen Demokraten in der ganzen Welt, wobei die deutsche CDU an erster 
Stelle zu nennen ist. 
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(Beifall) 

Der Bundeskanzler Helmut Kohl hat wie viele andere deutsche Christliche Demokra­
ten Anteil an unserem demokratischen Triumph in El Salvador. Unsere Partei, alle 
salvadorenischen Demokraten und ich danken Ihnen für Ihr Vertrauen. 
Der Kampf der Christlich Demokratischen Partei für Freiheil wie für soziale Gerech­
tigkeit und Rechtsstaatlichkeit für alle überschreitet die Grenzen meines Landes und 
bedeutet einen Triumph für die Demokratie in Mittelamerika und ganz Lateinamerika. 
Demokratie bedeutet auf unserem lateinamerikanischen Kontinent und besonders in 
El Salvador tiefgreifende wirtschaftliche und soziale Reformen, Sicherheit für die 
Bürger in einem Rechtsstaat und vor allem Freiheit. Nur in Freiheit können die 
Ursachen des Konfliktes, unter dem wir heute leiden, beseitigt werden. Nur in 
Freiheit können die Rechte aller garantiert werden. Nur in Freiheit können wir eine 
friedliche Lösung für die derzeitige Lage finden. 

Meine Regierung wird alle Anstrengungen unternehmen, diejenigen in den demokra­
tischen Prozeß einzugliedern, die den Weg der Gewalt gewählt haben. Ihnen reichen 
wir großzügig die Hand, damit sie sich beim Aufbau eines demokratischen Staates in 
El Salvador beteiligen und dazu beitragen, daß der von allen ersehnte Friede erreicht 
wird. Selbstbestimmung und Respekt vor dem Willen des Volkes sind Ziele meiner 
Politik. Dies bedeutet Demokratie nach innen und Unabhängigkeit nach außen. 
Deshalb fordern wir alle demokratischen Kräfte Mittelamerikas auf, uns auf dem Weg 
in eine gerechtere Zukunft für unsere Region zu begleiten. Dies wird unser Beitrag 
für die Sache der Freiheit und den Frieden sein. Wir sind bereit, bei einer friedlichen 
Lösung mitzuwirken und entsprechende regionale Initiativen, die auf den Prinzipien 
der Selbstbestimmung und der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten beruhen, zu unterstützen. 

Ich weiß, die Aufgabe, vor der wir stehen, ist schwierig. Und um Erfolg zu haben, 
bedürfen wir der Solidarität der europäischen Länder, mit denen wir demokratische 
Ideale gemeinsam haben und mit denen wir uns gemeinsam dem Westen verbunden 
fühlen. Vor allem benötigen wir die Hilfe der Bundesrepublik Deutschland wie auch 
die Solidarität der CDU Deutschlands. 
Jose Napoleon Duarte 

(Beifall) 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank. Herr Lamers. 

Ich rufe nunmehr auf TAGESORDNUNGSPUNKT 8: 

BERICHT DES GENERALSEKRETÄRS DER 
CHRISTLICH DEMOKRATISCHEN UNION DEUTSCHLANDS 

BUNDESMINISTER DR. HEINER GEISSLER 

und TAGESORDNUNGSPUNKT 11: 
LEITANTRAG DES BUNDESVORSTANDES 

EINFÜHRUNG DURCH DEN GENERALSEKRETÄR DER CDU 
BUNDESMINISTER DR. HEINER GEISSLER 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zunächst ein paar geschäftsleitende 
Bemerkungen zu der anschließenden Debatte machen, für die wir diesen Arbeitstag 
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im wesentlichen vorgesehen haben. Es ist beabsichtigt, daß eine Reihe von Kolle­
gen, die auch in dieser Kommission mitgearbeitet hatten, in der Generaldebatte ihre 
Standpunkte noch einmal darlegen. Ich schlage deshalb vor, daß wir nach der 
Einbringung, nach der Rede des Generalsekretärs, in eine Art Generaldebatte 
eintreten und ohne allzu große Zeitbeschränkung diese grundsätzlichen Positionen 
diskutieren. Meine Bitte für diese Generaldebatte ist, daß niemand in die Details 
geht, also in die Details von Steuerreform, in die Details sozialpolitischer Fragen, in 
die Details von Technologiepolitik, sondern daß wir nur die generelle Linie diskutie­
ren und dann anschließend, zwischen den Anträgen, wenn sich zeigt, daß eine 
Grundsatzdebatte über einen Problembereich entsteht, jeweils spezielle Debatten 
einschieben. Dies ist eine Empfehlung, an die wir uns zu halten versuchen sollten. 
Wir werden dann sehen, wie sich der weitere Ablauf gestaltet. - Es gibt keinen 
Widerspruch, zumindest so zu beginnen? -

Ich darf jetzt alle bitten, die Wortmeldungen abgeben wollen, auf ihrer Wortmeldung 
zu vermerken, ob sie in der Generaldebatte sprechen wollen oder ob sie zu einem 
bestimmten Punkt der Leitsätze sprechen wollen, damit wir das gleich ordnen 
können. 

Nun erteile ich unserem Generalsekretär, Heiner Geißler, das Wort. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich begrüße Sie sehr herzlich an diesem frühen 
Morgen nach dem Europaabend. 

Der Bundesparteitag der CDU hier in Stuttgart hat sozusagen einen Vorläufer, 
nämlich den Stuttgarter Parteitag von 1956. Es gibt da einige Parallelen und auch 
ganz bemerkenswerte Tatsachen zu verzeichnen. Im Tagungspräsidium saß damals 
ein junger Nachwuchspolitiker, 26 Jahre alt: Gerhard Stoltenberg. Die Begrüßungs­
ansprache hielt der damalige Ministerpräsident Gebhard Müller. Die Themen bezo­
gen sich auch auf die Arbeitszeitverkürzung. Der Vater unseres Freundes Lenz hatte 
dazu Ausführungen gemacht. Konrad Adenauer hatte seine ersten Probleme mit den 
Rheinländern und mit den Westfalen, die als vierten stellvertretenden Parteivorsit­
zenden den Ministerpräsidenten Karl Arnold durchgesetzt hatten, und zwar zu Recht; 
das kann man im nachhinein feststellen. Er sagte zwei ganz interessante Sachen. Er 
sagte damals: Unsere Partei ist so frisch und so kräftig und so verantwortungsbe­
wußt wie am ersten Tage, da sie ins Leben trat. - Also, ich glaube, das können wir 
von unserer Partei heute auch sagen. Aber er sagte noch etwas: Unsere Partei leidet 
an einem Fehler. Das ist die Frage der Organisation. Auf diesem Gebiete müssen wir 
sehr viel Versäumtes nachholen. - Ich glaube, wir können Konrad Adenauer heute 
melden: Wir haben seinen Auftrag erfüllt. 

(Vereinzelter Beifall) 

Wir sind eine große, ich würde sogar sagen: die modernste große Partei in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Europa geworden. 

Nun, die CDU ist nie eine Schönwetterpartei gewesen. Als wir im Oktober 1982 die 
Regierung übernommen hatten, gab es ja eine Fülle von Ratschlägen. Viele haben 
gesagt: Sofort wählen, sonst geht die Sache schief. Wir haben uns für den schwieri­
geren Weg entschieden und haben gesagt: Wir treten mit einem klaren Programm 
vor den Wähler. Und wir haben recht behalten. Und viele haben gesagt: Es 
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funktioniert niclit, mit diesem Programm, das ja Opfer vorsali und keine großen 
Versprectiungen, einen Wahlkampf füliren zu wollen; das geht auch schief. Wir 
haben den schwierigeren Weg gewählt und haben das Vertrauen der Wähler 
gewonnen. Es war der richtige Weg. 

Und wie wars denn eigentlich im letzten Jahr? Die Sozialdemokraten haben sich 
verbündet mit der sogenannten Friedensbewegung, mit Riesendemonstrationen, 
Aufmärschen. Sie haben den Versuch unternommen, uns die moralische Legitima­
tion für unsere Friedenspolitik abzusprechen. Wir sind bei unserem Standpunkt 
geblieben. Wir haben wie in den 50er Jahren gegen die Sozialdemokraten unsere 
Friedenspolitik durchsetzen müssen. Dies war auch nicht der einfache Weg, sondern 
es war der schwierigere Weg. Und es war der richtige Weg. 

Wir befinden uns auch heute in diesen Wochen nicht gerade in einer leichten 
Situation. Aber wir haben uns für eine richtige Entscheidung entschieden, z. B. 
gestern. Und ich glaube, dies wird sich auch durchsetzen. 

Wir haben - und das muß vermerkt werden, wenn ich eine Bilanz in einem Rechen­
schaftsbericht ziehe - mit den "10 000 Friedenstagen" im letzten Jahr t^illionen von 
Menschen erreicht. Wir sind und waren die Friedensbewegung der Argumente, der 
Hoffnung und des Vertrauens in die Zukunft - im Gegensatz zu der sogenannten 
Friedensbewegung der Massenaufmärsche, der Demonstrationen, der Angstmache 
und der Verweigerung. Wir können heute eine eindeutige Bilanz ziehen: Die außen-
und friedenspolitische Auseinandersetzung des letzten Jahres hat die Christlich 
Demokratische Union eindeutig gewonnen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Unser Dank gilt der gesamten Partei, vor allem aber den 10 000 Ortsverbänden, den 
Kreis- und den Landesverbänden. 

Und wir haben uns als Regierungspartei bewährt. Wir haben nicht wie die SPD 
gegen den Kanzler, sondern für den Kanzler gekämpft. 

(Vereinzelter Beifall) 

Nun haben wir ja in den letzten Wochen einige Kommentare gelesen; da stand drin, 
die CDU laufe Gefahr, daß sie sich zu einem Kanzlerwahlverein entwickle. Also, 
zunächst einmal: Ich bin der Auffassung, die CDU als Regierungspartei hat die 
Aufgabe, die Regierung zu unterstützen, und nicht, die Regierung zu bekämpfen. Wo 
es landet, wenn man es anders macht, haben die Sozialdemokraten uns ja vorexer­
ziert. 

Aber ich glaube, es liegt in dieser Bemerkung, in diesen Kommentaren auch ein 
Mißverständnis begründet. Die CDU des Jahres 1984 ist nicht mehr die CDU des 
Jahres 1964. Wir haben auch in der Zeit der Opposition einen Prozeß der geistigen 
und der politischen Erneuerung durchgemacht. Die CDU hat Selbstbewußtsein 
gewonnen, auch als Programmpartei. Und in diesem Selbstbewußtsein werden wir 
selbstverständlich auch die Kraft haben, über den Regierungsalltag hinaus die 
grundlegenden Probleme unseres Landes richtig zu analysieren und die mittel- und 
langfristigen Perspektiven zu erarbeiten. 

Und wir müssen eine offene und dialogfähige Partei bleiben. Der gestrige Tag war 
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dafür auch ein Beweis, aber auch z. B. die intensive Disl<ussion in der Partei über 
unser Programm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, unser Einsatz bei den 
10 000 Friedenstagen, aber auch die Diskussion zur Vorbereitung dieses Parteitags 
der Stuttgarter Leitsätze. In zwei schweren Landtagswahlkämpfen haben unsere 
Mitglieder gezeigt, daß die CDU die SPD an Fleiß, an Schwung und an Tatkraft um 
Längen geschlagen hat. 

Das war ja im übrigen, glaube ich, auch - das kann man dem Tagungspräsidenten, 
dem Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, auch noch einmal sagen - eine 
Grundlage für den großen Wahlerfolg der Baden-Württemberger bei der letzten 
Landtagswahl. 
Wenn man allerdings am Wahlabend auf den Bildschirm geguckt und das Fernsehen 
angesehen hat, dann hat man zumindest bei der ARD-Berichterstattung einen 
anderen Eindruck gewinnen müssen. Beim WDR, der dafür verantwortlich war, 
wurden die GRÜNEN mit 7,9 % zu den eindeutigen Wahlsiegern erklärt. Die CDU 
hatte ja nur knapp 53 % gekriegt und damit lediglich die absolute Mehrheit und 
konnte infolgedessen nach dem ARD-Einmaleins ja auch nicht die Wahl gewonnen 
haben. Und die Herren Rezzo Schlauch, Morlok und Lang sind da groß vorgeführt 
worden. Der Lothar Späth mußte hinten anstehen, bis er mal das Wort bekam. Also, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, was sich da abgespielt hat, ist nach 
meiner Auffassung nicht fairer Journalismus, sondern WDR-Mengenlehre, ist übler 
Meinungsjournalismus, der hier betrieben worden ist. 

(Beifall) 

Nun stehen wir vor der Europawahl. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben hier ganz klare Positionen. Wir haben ein Sachprogramm. 

Erstens. Wir wollen die wirtschaftliche und technologische Zusammenarbeit in 
Europa. Zweitens. Wir wollen europäische Umweltschutzpolitik. Es macht nur einen 
halben Sinn, wenn die Bundesregierung wichtige umweltschutzpolitische Maßnah­
men beschließt, die über die Großfeuerungsanlagenverordnungen, die TA-Luft, 
wenn wir bleifreies Benzin einführen wollen, und wenn dann die anderen europäi­
schen Regierungen eben nicht mitziehen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dann ist das eigentlich das Gegenteil von dem, was wir unter europäischer Zusam­
menarbeit verstehen. 

Das muß hinzukommen: Europäische Umweltpolitik. 

Wir wollen drittens offene Grenzen. Viertens wollen wir freie Fahrt in Europa. Wir 
wollen bei uns keine Autobahngebühren einführen, sondern wir wollen zusammen 
mit den anderen Parteien in der EVP durchsetzen, daß die Autobahngebühren dort, 
wo es sie noch gibt, schleunigst abgeschafft werden. 

(Beifall) 

Nun höre ich, daß die Sozialdemokraten - sie haben ihren Wahlkampf insoweit 
umgestellt - eine Denkzettelwahl veranstalten wollen, was die Europawahl betrifft. 
Wer zu Europa nichts zu sagen hat und eine Denkzettelwahl veranstalten will, macht 
doch einen Wahlkampf zum Nulltarif. Die Sozialdemokraten haben auch in der 
Europapolitik keine Alternativen, keine Konzepte. Herr Vogel hat einmal von sich 
gesagt, er sei ein bescheidener Mann. Ich füge hinzu: das nicht ohne Grund. 
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(Beifall) 

Wenn Herr Vogel keine Alternativen vorlegt, so gilt für uns: Wir haben eine klare 
Alternative und äußern uns in der Auseinandersetzung anläßlich der Europawahl zur 
Sache. 

Meine lieben Parteifreunde, im Vorfeld des Parteitages gab es auch eine Diskussion 
um die Stuttgarter Leitsätze. Der Bundesvorstand schlägt Ihnen hier kein neues 
Grundsatzprogramm vor, sondern eine wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Orientierung, wobei wir uns am Grundsatzprogramm orientieren mit dem Ziel, die 
Zukunft Deutschlands als moderne und humane Industrienation zu sichern. In den 
Kommentaren gab es unter anderem die Bemerkung, diese Stuttgarter Leitsätze 
seien der typische Ausdruck einer Volkspartei. Meine lieben Parteifreunde, ich habe 
diese Kommentare, die ja als herbe Kritik gemeint waren, immer als ein großes Lob 
verstanden; denn wir unterscheiden uns von anderen Parteien ja dadurch, daß wir 
um 50 % der Wähler kämpfen und nicht um 5 %. 

Wir haben nie von der Marktwirtschaft, von der freien Marktwirtschaft oder von etwas 
anderem geredet. Vielmehr war das Programm der Christlich Demokratischen Union 
immer die Soziale Marktwirtschaft. Das ist etwas anderes als Kapitalismus, Neolibe­
ralismus oder was man darunter sonst vielleicht verstehen könnte. 

(Beifall) 

Die wichtigste innen- und gesellschaftspolitische Aufgabe ist sicherlich die Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit. Um hier erfolgreich zu sein, brauchen wir erstens für die 
Betriebe eine Verbesserung des Verhältnisses von Erlösen und Kosten. Darüber 
werden wir heute ganz sicher debattieren. 

Angesichts geringerer Wachstumsraten als in den 50er und 60er Jahren, angesichts 
eines hohen Produktivitätsfortschritts und der geburtenstarken Jahrgänge, ange­
sichts der Verringerung der Aufnahmekapazität im öffentlichen Dienst ist zweitens 
aber auch klar, daß es zwar ohne wirtschaftliches Wachstum nicht geht, wir es 
jedoch mit wirtschaftlichem Wachstum allein eben auch nicht schaffen. Vielmehr 
brauchen wir darüber hinaus Maßnahmen, die von der Verbesserung der Ausbil­
dung, der beruflichen Bildung bis hin zur Verkürzung der Arbeitszeit reichen. Hier 
steht für uns vor allem im Vordergrund die Verkürzung der Lebensarbeitszeit. 

Was im übrigen das Wachstum anbelangt: Ich habe gerade gesagt, ohne Wachstum 
geht es nicht. Deswegen müssen wir noch einmal klar feststellen - das ist wichtig für 
die Diskussion -, daß wir die Regierung im Jahre 1982 übernommen haben. 1981 
und 1982 hatte die Bundesrepublik Deutschland zum erstenmal seit 1949 - das kann 
man von der politischen Farbe her jetzt auch wörtlich nehmen - beim Bruttosozialpro­
dukt rote Zahlen: minus 0,8%, minus 1,8 %. Wir sind, nachdem wir die Regierung 
übernommen hatten - das kann man von der Farbe her politisch auch wieder wörtlich 
nehmen -, wieder in die schwarzen Zahlen gekommen: plus 1 % und in diesem Jahr 
mindestens 2,5 %. 

Wirtschaftliches Wachstum ist notwendig, aber darüber hinaus brauchen wir zusätzli­
che Maßnahmen. Die Frage jedoch, ob es uns gelingt, die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, hängt letztendlich von der Beantwortung der noch wichtigeren Frage ab, 
ob es uns gelingt, in den kommenden Jahren den großen technologischen Fort­
schritt, der auf der ganzen Welt vorhanden ist, anzunehmen, für unsere Wirtschafts-
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Politik einzusetzen, um dadurch zu erreiclien, daß die Bundesrepublil< Deutschland 
als Industrienation auch in der Zukunft in der Lage ist, technologische Spitzenpro­
dukte auf dem Weltmarkt abzusetzen. Wir müssen in der Zukunft eine führende 
Position in der Technologie behalten. 

Jeder spürt, daß wir uns in einer Zeit des Umbruchs und des Wandels befinden. Nicht 
wenige sprechen ja von der "dritten industriellen Revolution". Der Soziologe und 
Harvard-Professor Daniel Bell - um einen herauszunehmen, dessen Begriffe sich in 
der Auseinandersetzung durchgesetzt haben - sieht die Menschheit auf dem Weg in 
die sogenannte "nachindustrielle Gesellschaft". Ich will diesen Begriff, weil er 
mißverständlich ist, gar nicht übernehmen. Aber er sagt etwas Richtiges aus: auf 
dem Weg in die Wissensgesellschaft, in die Informationsgesellschaft. 

Das Wissen wird zu einem immer entscheidenderen und knapperen Faktor neben 
Kapital und Arbeit. Mit Mikrochips, Bildschirmtext, Bildtelefon, Verkabelung, Nach­
richtensatelliten befinden wir uns mitten auf dem Weg in die Informationsgesell­
schaft. 

Nun haben Zeiten des Umbruchs ja auch immer ihre falschen Propheten gehabt. 
Wenn man einmal unvoreingenommen gehört hat, was z. B. am 1. Mai 1984 in der 
Bundesrepublik Deutschland gesagt worden ist, mußte man feststellen, daß Soziali­
sten in der SPD und Teile der Gewerkschaften als Antwort auf diese großen 
Herausforderungen das Ende der Sozialen Marktwirtschaft, eine sozialistische Wirt­
schaftsordnung mit Investitionslenkung gefordert haben. 

Herr Hensche und andere sprachen von der Notwendigkeit einer Verstaatlichung der 
Banken und der Überführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum. Wir 
wollen hier einmal festhalten, meine sehr verehrten Damen und Herren: Überall dort, 
wo Privateigentum an Produktionsmitteln verstaatlicht wurde, in sogenanntes 
Gemeineigentum überführt wurde, hat diese politische Entscheidung nicht zu mehr 
Freiheit für die Arbeitnehmer, nicht zu mehr sozialer Gerechtigkeit für die Arbeitneh­
mer, sondern zu einer Ausbeutung der Arbeitnehmer geführt, deretwegen Karl Marx 
sich heute schämen würde. 

(Beifall) 

Wir geben auf diese Herausforderungen der modernen Zeit eine andere Antwort. Die 
Sozialdemokraten leben von einer permanenten Krisenbeschwörung. Herr Glotz hat 
uns in seinem Buch "Die Zuspitzung der 80er Jahre" die "härtesten sozialen und 
politischen Kämpfe in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" vorausge­
sagt, als ob es alle zehn Jahre darum ginge, irgendwelche revolutionären Entwick­
lungen einzuleiten, Ausschau zu halten nach revolutionären Ufern, als ob es nicht im 
Gegenteil darum ginge, eine ordentliche Politik zu machen, die die Herausforderun­
gen annimmt, sie nicht fatalistisch wegsteckt, sondern konkrete Lösungen erarbeitet, 
um die Dinge zu bessern. 

Die Sozialdemokraten - das wollen wir einmal festhalten - reiten heute auf einer 
Angstwelle, die sie selber produziert haben. 

(Beifall) 

Dabei ist es so: Sie produzieren die Krisen und überlassen deren Bewältigung uns. 
Und wenn sie nicht an der Regierung, sondern in der Opposition sind und Krisen 
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nicht mehr produzieren können, dann müssen sie diese wenigstens herbeireden 
oder prognostizieren. 

(Beifall) 

Natürlich - das weiß jeder von uns - gibt es Gründe, Angst zu haben. Es gibt große 
Probleme, die die Menschheit bedrohen. Aber die Frage ist doch, ob man diese 
Angst schürt oder ihre Ursachen bekämpft. Angst vor der Zukunft ist kein gangbarer 
Weg für unser Land und für unser Volk. 

Auch die Angst vor der Technik hat es immer gegeben. Heute laufen Leute in der 
Gegend herum, die sagen, das Fernsehen und die Verkabelung machten die Leute 
dumm, und der Computerterminal zu Hause mache den Buchhalter zum "KAPO-
VAZ-Knecht" der Unternehmer. Wenn unsere Vorfahren so gedacht, geredet und 
gehandelt hätten, gäbe es heute kein Telefon, keinen elektrischen Strom, keine 
Eisenbahn und auch keine Autos. 

(Beifall) 

Das alles, meine sehr verehrten Damen und Herren, wissen wir. Natürlich hat die 
Technik ein Janusgesicht. Nicht die Technik als solche ist gut oder böse, sondern 
das, was die Menschen daraus machen. 

Die Ammoniaksynthese war eine wichtige, die entscheidende Voraussetzung für die 
Düngemittelproduktion, ohne die heute der Hunger in der Welt überhaupt nicht mehr 
bekämpft werden könnte. Aber sie war gleichzeitig natürlich auch die Voraussetzung 
für die massenweise Herstellung von Salpetersäure und damit auch für die Möglich­
keit, Sprengstoff herzustellen. Aber mit Sprengstoff kann man wiederum Unter­
schiedliches machen: Man kann damit Tunnels bauen, man kann Bergwerke anle­
gen, und ich kann damit natürlich auch Waffen bauen und die Menschheit zerstören. 
Es kommt immer auf das an, was der Mensch mit der Technik macht. 

Wer heute aus Angst vor der Technik den Fortschritt verhindert, der handelt 
verantwortungslos gegenüber der kommenden Generation. Der englische Staats­
mann Lloyd George hat dazu festgestellt: 

Eine Generation hat ihren Tagesmarsch auf der Straße des Fortschritts zu 
vollenden. Eine Generation, die auf schon gewonnenem Grund wieder rück­
wärts schreitet, verdoppelt den Marsch für ihre Kinder. 

Wir müssen den Öko-Paxen, den Wirtschaftspessimisten, den Alternativen, den 
Grünen und anderen, die aus politischen Gründen den Bürgern Angst machen, 
empfehlen, auch einmal zur Kenntnis zu nehmen, daß z.B. der Club of Rome, der ja 
eine große Bedeutung gehabt hat, in wesentlichen Punkten längst widerlegt ist, 
nämlich was die Substitution knapper Rohstoffe durch Innovationen anbelangt. Er ist 
z.B. durch die Substitution von Kupfer durch Sand, die Substitution der Kupferkabel 
durch die moderne Glasfaser und vieles andere mehr widerlegt worden. Man hat 
eben damals übersehen, daß der Markt durchaus funktioniert, wenn er nicht durch 
Bürokraten behindert wird. Die Verknappung von Rohstoffen führt zwar zu steigen­
den Preisen; das ist richtig. Aber diese stimulieren Ersatzerfindungen sowie energie-
und rohstoffsparende Verfahren. 

Natürlich kosten Innovationen Geld. Die Senkung der Lohn- und Einkommensteuer 
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dient ganz sicher der Rückgabe von heimlichen Steuererhöhungen, dient dazu, daß 
sich Leistung wieder lohnt. Aber dadurch schaffen wir auch eine wichtige Bedingung 
für konjunkturgerechte Lohnabschlüsse. Das ist auch eine wichtige Voraussetzung 
dafür, daß die Unternehmen, auch lohnintensive Unternehmen, Gewinne machen 
können, die sie brauchen, um investieren zu können. Was machen hier die Sozialde­
mokraten? Sie lehnen die Senkung der Lohn- und Einkommensteuer ab, sie treten 
für die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich ein, erhöhen dadurch die 
Kosten für Tausende von Betrieben und fordern staatliche Beschäftigungspro­
gramme, die weder moderne noch dauerhafte Arbeitsplätze schaffen, und glauben, 
daß staatliche Investitionen, über Steuern finanziert, produktiver als private Investi­
tionen seien. Die Sozialdemokraten beweisen immer wieder aufs neue: Sie verste­
hen nichts von der Wirtschaft, und sie haben nichts dazugelernt. 

(Beifall) 

Im übrigen ist es interessant, sich unter wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 
Gesichtspunkten einmal die neue Strategie der Sozialdemokraten vorzunehmen. 
Willy Brandt hat seiner Partei ja empfohlen, eine Mehrheit diesseits oder jenseits der 
Union zu suchen. Aber was ist denn das für eine Mehrheit? Das kann doch nur eine 
Koalition der Sozialdemokraten mit den Grünen, den alternativen Maschinenstür­
mern - "Chaoten", wie Herr Börner gesagt hat - sein. Wir müssen den Arbeitnehmern 
in der Bundesrepublik Deutschland einmal klarmachen, welche Auswirkungen diese 
Koalition für ihre eigenen Arbeitsplätze eines Tages haben wird. 

Wir müssen sie darauf aufmerksam machen, was es mit der Glaubwürdigkeit der 
Sozialdemokraten auf sich liat. Sie alle wissen, was Herr Börner vor der hessischen 
Landtagswahl über die GRÜNEN gesagt hat. Ich zitiere hier einmal wörtlich: "Dieses 
Land darf nicht in die Hände von Anarchisten und Chaoten fallen." Jetzt geht er mit 
den GRÜNEN, mit diesen "Anarchisten und Chaoten" - das sind nicht meine Worte -
ein Bündnis ein. Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann muß er einmal die 
Frage beantworten, wie er mit diesen Leuten für die Zukunft Arbeitsplätze für die 
Arbeitnehmer schaffen will. 

(Beifall) 

Es ist doch ganz ausgeschlossen, daß er mit einer solchen Koalition die modernen 
Herausforderungen bestehen kann. Jetzt erklärt er, daß die hessische und die 
nordrhein-westfälische Landesregierung ein Wächteramt gegenüber der Bundesre­
gierung in Bonn hätten. Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Herr Börner 
hat kein Wächteramt; er ist höchstens ein Nachtwächter. 

(Beifall) 

Ich füge aber hinzu: ein politischer Nachtwächter. Denn wahrscheinlich würde er bei 
der Wach- und Schließgesellschaft gar keine Anstellung finden. Ich muß das sagen, 
weil ich die Wach- und Schließgesellschaft nicht beleidigen will. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Übrigens noch eine Bemerkung: Dies gilt natürlich für Nordrhein-Westfalen; aber 
dies gilt auch für Berlin. Jetzt erklärt Herr Apel, daß eine Koalition mit den GRÜNEN 
nicht in Frage käme. Aber davon können die Berliner genausoviel halten wie die 
Hessen von den Aussagen des Herrn Börner. Herr Apel hat ja einmal von sich 
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gesagt; Wenn man so ist wie ich, muß man ab und zu einen draufkriegen. Icli sage: 
Dem Mann kann bei den Berliner Wahlen geholfen werden. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Liebe Parteifreunde, mehr als andere Länder ist die Bundesrepublik Deutschland 
vom Export abhängig. Jeder dritte Arbeitsplatz in der Bundesrepublik Deutschland -
in Japan nur jeder fünfte, in den Vereinigten Staaten jeder zehnte - ist vom Export 
abhängig. Wer die Technologie verweigert, der stellt sich gegen die Interessen der 
Arbeitnehmer. Heute sind über zwei Millionen Arbeitslose die Opfer der Technologie­
verweigerung der Sozialdemokraten in den 70er Jahren. Ich nenne nur die Stich­
worte Verkabelungsstop und Atomenergieblockade. Eine Nation, die keine Rohstoffe 
hat und sich dann auch noch von der technologischen Entwicklung abkoppelt, 
verabschiedet sich aus der modernen Wirtschaftsgeschichte. 

Wenn Johannes Rau in Nordrhein-Westfalen rechtzeitig die Politik von Lothar Späth 
in Baden-Württemberg betrieben hätte, dann wäre Nordrhein-Westfalen heute nicht 
das Land mit der größten Strukturkrise und der höchsten Zunahme der Staatsver­
schuldung. 

(Beifall) 

Rau ist Sozialdemokrat. Er kann es infolgedessen nicht besser. Er hat sich jetzt für 
2,4 Milliarden DM ein Denkmal gesetzt: das Aachener Klinikum. Das Aachener 
Klinikum ist die Summe von Parteibuchwirtschaft, Inkompetenz und der Neuen 
Heimat. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe nicht den Eindruck, daß diese 
Leute in der Lage sind, Nordrhein-Westfalen in eine wirtschaftlich sichere Zukunft zu 
führen, auch nicht im Interesse der Arbeitnehmer. 

Nun sagen heute viele zu Recht: Die Technik zerstört doch Arbeitsplätze und macht 
die Zukunft unmenschlich. Solche Argumente kann man hören. Dafür gibt es auch 
Gründe. Natürlich werden Arbeitsplätze vernichtet. Möglicherweise werden in einer 
Übergangszeit sogar mehr Arbeitsplätze vernichtet - ich gebrauche einmal diesen 
Ausdruck -, als neue geschaffen werden können. Aber was ist denn die Alternative? 
Wenn wir aus der Technologie aussteigen, werden auch alte Arbeitsplätze zerstört. 
Aber es werden keine neuen geschaffen. Es gibt zur Akzeptanz der Technologie für 
unsere Wirtschaftspolitik keine Alternative. Wir wissen, daß langfristig mehr Arbeits­
plätze geschaffen werden. In den 70er Jahren sind allein durch die technologische 
Akzeptanz in den Vereinigten Staaten fünf Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden. 

Die moderne Technologie garantiert unsere Zukunft als moderne Industrienation. 
Aber wir haben als Überschrift für die Stuttgarter Leitsätze nicht nur "moderne 
Industrienation" gesagt, sondern auch "humane Industrienation". Wir sollten unsere 
Mitbürger auch darauf aufmerksam machen, daß uns die Technologie hilft, die 
Arbeits- und Lebensbedingungen menschlicher und inhumane Arbeit überflüssig zu 
machen. Moderne Maschinen und Roboter können eben keine Staublunge bekom­
men und leiden nicht unter giftigen Dämpfen, monotonem Lärm oder Fließbandar­
beit. 
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Der Bundeskanzler hat gestern zu Rectit darauf hingewiesen, daß die modernen 
Informationstechniken uns ermöglichen, berufliche Tätigkeiten auch zu Hause aus­
zuüben, daß der technische Fortschritt dazu beitragen kann, die alte Arbeitsteilung 
aufzuheben, daß Lebens- und Arbeitsrhythmen, Familie und Beruf wieder miteinan­
der versöhnt werden können. 

Auch daran muß man erinnern: Mikroprozessoren ermöglichen den Bau von Herz­
schrittmachern, die Leben erhalten. Dank dieser kleinsten Steuerungselemente 
können Menschen wieder hören, die taub gewesen sind. Gelähmte wieder eher 
gehen, als wenn wir die moderne Technologie nicht hätten. Modernste Notrufgeräte 
ermöglichen es alten Menschen, ohne Angst vor Hilflosigkeit bei einem Unfall in ihrer 
gewohnten Umgebung zu bleiben. Moderne Technologien helfen. Behinderte in die 
Gesellschaft einzugliedern. Auch das ist Ergebnis einer fruchtbaren Kombination von 
Industrie- und Sozialpolitik. 

Nun ist es ja ebenfalls unbestritten - das möchte ich unter die Überschrift "humane 
Industrienation" fassen -, daß der verstärkte Einsatz von modernen Technologien 
auch eine Flexibilisierung der Arbeitsabläufe und der Arbeitszeiten ermöglicht und 
langfristig natürlich auch eine Verkürzung der Tages- und der Wochenarbeitszeit 
erlaubt. Um so bemerkenswerter ist es, daß Teile des Deutschen Gewerkschaftsbun­
des, die IG Metall und die IG Druck und Papier an vorderster Stelle, an starren 
Arbeitszeitregelungen, wie z.B. der generellen Verkürzung der Wochenarbeitszeit, 
festhalten und eine auf die individuellen und betrieblichen Bedürfnisse abgestellte 
flexible Arbeitszeitregelung ablehnen. 

Wir müssen doch aber einmal die Frage stellen: Warum sollen eigentlich alle 
Unternehmen, alle Arbeitgeber, alle Arbeitnehmer von Flensburg bis nach Berchtes-
gaden in Groß- und Kleinbetrieben im Gleichschritt marschieren? 

(Zustimmung) 

Ist es denn in einer modernen Gesellschaft nicht umgekehrt notwendig, daß wir 
unsere Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik an die Bedürfnisse der Menschen 
anpassen? Was steckt denn eigentlich hinter der Haltung der IG Metall oder der IG 
Druck? Offenbar haben führende Funktionäre der IG Metall und der IG Druck - im 
übrigen in Übereinstimmung mit Teilen der Sozialdemokraten und den Jungsoziali­
sten - eine andere Vorstellung von der Zukunftsgesellschaft. Sie haben offenbar ein 
anderes Zukunftsmodell im Auge, in dem Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen, 
mehr Mitverantwortung des einzelnen und mehr Vielfalt im Arbeitsleben keinen Platz 
haben. Wer zu Hause morgens fünf Stunden am Bildschirm arbeitet und nachmittags 
in der Sozialstation hilft oder als Übungsleiter arbeitet, wer am Nachmittag Schaltre­
lais zusammenbaut und am Vormittag seine Landwirtschaft betreibt oder wer vormit­
tags arbeitsteilig arbeitet und nachmittags seine Kinder erzieht, der entzieht sich 
eben dem angeblich alles dominierenden Konflikt zwischen Kapital und Arbeit. 
Solche Leute stehen für den Klassenkampf nicht mehr zur Verfügung. 

(Beifall) 

Ich finde, daß die Gewerkschaften - und viele in die Zukunft denkende Gewerkschaf­
ten im DGB sehen dies genauso - erkennen müssen, daß am Ende des 20. 
Jahrhunderts die Arbeitsverhältnisse nicht allein dadurch verbessert werden können, 
daß Löhne und Arbeitszeiten kollektiv und starr geregelt und die Menschen gezwun­
gen werden, sich diesen kollektiven und starren Regeln anzupassen. Die neue 
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Entwicklung gibt uns die Ctiance - davon bin ich überzeugt -, die alten Konflikte zu 
überwinden und an Stelle dieses angeblich unübenwindlichen Konfliktes zwischen 
Kapital und Arbeit eine neue solidarische Gesellschaftsordnung zu schaffen: statt 
Klassenkampf Partnerschaft, statt Konfrontation Information, statt Gleichschritt Viel­
falt, statt kollektiver Regeln individuelle Wahlmöglichkeiten. Das Ist ja der eigentliche 
Hintergrund der Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche. Die Christlich 
Demokratische Union spricht sich doch nicht gegen die Verkürzung der Arbeitszeit 
aus. Sie hat es früher gegeben, und sie wird es selbstverständlich auch in Zukunft 
geben. Wogegen wir uns wehren und wogegen wir uns in den Stuttgarter Leitsätzen 
aussprechen, ist die generelle Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn­
ausgleich, weil man eine solche Lösung auch unter dem Gesichtspunkt der Siche­
rung der Arbeitsplätze nicht in einem Einheitstarif allen Unternehmen gleichmäßig 
verordnen kann. 

(Beifall) 

Was BMW in München mit 36 Stunden tun kann, können eben viele mittelständische 
Unternehmen und Betriebe nicht tun. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier liegt ein gesellschaftspolitischer 
Ansatz. Eine solche Forderung ist eine politische Forderung gegen den Mittelstand. 
Die mittelständischen Unternehmen sind in Wirklichkeit die Träger auch des techno­
logischen Fortschritts; dies ist nicht allein die Großindustrie. Das sagen wir in 
unseren Stuttgarter Leitsätzen. 

(Zustimmung) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Aussage hat auch etwas mit der 
humanen Industrienation zu tun, hat etwas mit einer menschlichen Gesellschaftsord­
nung zu tun. Wir wollen den Menschen nicht eine Wirtschaftsordnung verpassen, bei 
der es dann in Deutschland eines Tages nur noch einige wenige Großunternehmen 
gibt und die Leute verurteilt werden, über 100 oder 150 km zu fahren, damit sie einen 
Arbeitsplatz haben. Wir wollen eine mittelständische Ordnung mit vielen mittelständi­
schen Unternehmen, und zwar auch aus humanen Gründen, weil wir eine Gesell­
schafts- und Wirtschaftsordnung für richtig halten, in der die Menschen dort, wo sie 
wohnen, oder wenigstens in der Nähe einen Arbeitsplatz finden können. Der Sozia­
lismus will im Grunde genommen den entwurzelten Menschen, damit er ihn besser 
manipulieren kann. Wir wollen, daß die Menschen ihre Wurzeln behalten können, 
daß sie ihre Heimat behalten können. 

(Zustimmung) 

Dazu trägt eine Wirtschaftsordnung nicht bei, in der die Großindustrie und Großorga­
nisationen wie die IG Metall bestimmend sind. Wir können das von uns gewünschte 
Ziel vielmehr nur erreichen, wenn wir eine Wirtschaftsordnung haben, in der wir 
neben der Großindustrie eine große Anzahl von kleinen und mittleren Betrieben 
haben, die die Arbeitsplätze sichern - über 60 % der Arbeitsplätze gibt es im Bereich 
des Mittelstands - und die gleichzeitig garantieren, daß die Menschen ihre Wurzeln 
behalten können und daß sie dort, wo sie wohnen, auch einen Arbeitsplatz finden. 

(Beifall) 
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Das ist die gesellschaftspolitische Perspektive. Wir sollten, wenn wir über Mittel­
standspolitik sprechen, nicht nur von der wirtschaftspolitischen Notwendigkeit reden, 
sondern gleichzeitig darauf aufmerksam machen, daß unsere Mittelstandspolitik eine 
Politik ist, die zugleich eine Gesellschaft mit einem menschlichen Gesicht ermöglicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, daß dies wichtig ist. Ich wage 
die Prognose - dies ist zugleich ein Appell an die Gewerkschaften -: Wenn die 
Gewerkschaften ihre Rolle in der Gesellschaft nicht bald neu überdenken und finden, 
werden sie über kurz oder lang im Abseits stehen. Die 80er und 90er Jahre des 20. 
Jahrhunderts werfen neue soziale Fragen auf, die man nicht mit den Vorstellungen 
und den Grundsätzen des 19. Jahrhunderts beantworten kann. Wir fordern die 
Gewerkschaften auf, an der Lösung dieser neuen Aufgaben verantwortlich mitzuar­
beiten, denn auch wir, die Christlichen Demokraten, wollen keine schwachen 
Gewerkschaften, sondern wir wollen starke Gewerkschaften. Wir brauchen aber 
Gewerkschaften, die die Interessen der Arbeitnehmer und nicht die Interessen einer 
bestimmten Partei oder einer bestimmten Ideologie vertreten. 

(Beifall) 

Genauso, wie durch die zukünftige technologische, wirtschaftliche und gesellschafts­
politische Entwicklung der Gegensatz von Kapital und Arbeit überwunden werden 
kann, kann es uns gelingen, durch den Einsatz moderner Technologie den Gegen­
satz zwischen Ökologie und Ökonomie zu überwinden. Ohne Technologie gibt es 
auch keinen wirksamen Umweltschutz. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Parteifreunde, was soll denn in den 
80er Jahren, am Ende dieser Legislaturperiode, aber auch in der Zeit danach 
eigentlich das Ergebnis unseres Regierens sein? Ganz sicher sind Konsolidierung 
der Staatshaushalte, wirtschaftlicher Aufschwung und Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit die Grundaufgaben des Regierungsauftrages. Hinzukommen muß aber eine 
grundlegende Verbesserung der sozialen und natürlichen Lebensbedingungen der 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland. Wir müssen erreichen, daß wir am 
Ende dieser Legislaturperiode, in diesen 80er Jahren sagen können: Wir haben 
erstens die Grundlage unserer Gesellschaft erneuert, nämlich die Familie. Wir 
müssen zweitens sagen können, daß der Raubbau an der natürlichen Umwelt unter 
unserer Regierungsverantwortung gestoppt und eine Wende zum Besseren eingelei­
tet worden ist. 

(Beifall 

Deswegen sollte von diesem Parteitag auch eine Ermutigung an die Adresse des 
Bundesinnenministers ausgehen, ab 1. Januar 1986 die Einführung von bleifreiem 
Benzin durchzusetzen. 

(Beifall) 

Eine humane Industriegesellschaft - dies ist ebenfalls eine Aussage der Stuttgarter 
Leitsätze - ist ohne die Familie nicht denkbar. Wir werden da am nächsten Sonntag ja 
große Demonstrationen kriegen; vielleicht, höchstwahrscheinlich sind sie aber gar 
nicht so groß, wie sich die Urheber, die Initiatoren dies vorstellen, die gegen unsere 
Vorstellungen der Familienpolitik und der Politik für die Frauen Agitation betreiben 
wollen. Wir haben hier keinen Nachholbedarf und auch keinen Belehrungsbedarf. 
Wir wollen Wahlfreiheit für die Frauen, partnerschaftliche Vereinbarungen über die 
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Aufgabenteilung zwischen Beruf und Familie. Deswegen brauchen wir Erziehungs­
geld, Anerkennung von Erziehungsjahren, moderne Arbeitsbedingungen, Arbeits­
platzteilung und Teilzeitarbeit. Millionen von jungen Frauen haben sich ihren Beruf 
erarbeitet und wollen ihn auch ausüben. Niemand hat das Recht, ihnen deswegen 
ein schlechtes Gewissen einzureden. 

(Beifall) 

Aber wenn es wahr ist, was z.B. Helge Press empirisch nachgewiesen hat, daß 75 % 
bis 80 % der Frauen, die sich entschieden haben, ihre Aufgabe in der Familie und bei 
der Erziehung ihrer Kinder zu erfüllen, mit dieser selbstgewählten Aufgabe zufrieden 
sind, dann verbitten es sich diese Frauen, daß Redakteure und Redakteurinnen über 
die öffentlich-rechtlichen Medien jeden Morgen von 6 bis 12 Uhr in den Hörfunksen­
dungen ihren Frust und ihre Gewissensbisse in die Wohnungen der Hausfrauen und 
Mütter kippen, 

(Beifall) 

sie als mindenwertig diskriminieren und ihnen beibringen wollen, sie müßten eigent­
lich ein schlechtes Gewissen haben. Wir wollen bestimmt nicht das Patriarchat 
wieder einführen, aber wir wollen auch kein Diktat verklemmter Feministinnen in den 
öffentlich-rechtlichen Medien. 

(Beifall) 

Natürlich steckt da System dahinter, nämlich die Ideologie derjenigen, die völlig zu 
Recht erkannt haben, daß eine Veränderung unserer Gesellschaftsordnung mit der 
Zerstörung der Familie beginnen muß. Wo die Familie verschwindet, kommt der 
Staat. 

Weder die Nazis noch die Kommunisten haben es geschafft, die Familie in direktem 
Zugriff zu erledigen. Aber es gibt einen schleichenden und wirksamen Prozeß der 
Zerstörung der Familie, nämlich den Prozeß der sozialen Verelendung, den Prozeß, 
der darin besteht, daß eine Gesellschaftsordnung angestrebt wird, in der diejenigen, 
die Familie haben, die Kinder haben, in einer massiven Weise sozial benachteiligt 
werden. Das ist der schleichende Prozeß der Zerstörung der Familie, verbunden mit 
der ideologischen Bewußtseinsmanipulierung über die fi/ledien. Wir sind nicht an die 
Regierung gekommen, um dem tatenlos zuzusehen. 

(Beifall) 

Natürlich kommt es nicht nur auf das Geld an; das ist doch ganz klar. Aber welchen 
Stellenwert Staat und Gesellschaft der Familie beimessen, enweist sich letztendlich 
nicht in Worten, sondern enweist sich in konkreten Steuer- und haushaltspolitischen 
Entscheidungen für die Familie. Das ist unsere Aufgabe, die wir uns gestellt haben, 
wie der Bundeskanzler sie in der Regierungserklärung auch klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als Christliche Demokraten sind wir ja 
keine blinden Fortschrittsgläubige. Genausowenig sagen wir, die Leistung ist alles. 
Vielmehr sagen wir, daß die Leistung eine moralische Komponente hat. Wir sind 
nicht der Auffassung, daß wir leben, um zu arbeiten, sondern wir vertreten die 
Auffassung, daß wir arbeiten, um mit unseren Familien glücklich leben zu können. 
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Auch wissen wir sehr wohl um die Grenzen des technischen Fortschritts. Wir wissen, 
daß nicht alles, was dem Menschen möglich ist, auch das dem Menschen Gemäße 
Ist. 

Der technische Fortschritt verändert unser Leben in einem wörtlichen, manchmal 
vielleicht auch in einem unheimlichen Sinne. Wir haben In den vergangen Tagen 
wieder entsprechende Informationen bekommen. Medizin und Biotechnik haben 
dem Menschen die Möglichkeit zu Entscheidungen über Leben und Tod In die Hand 
gegeben. Ich nenne hier nur die Stichworte: Manipulation der Gene, Biotechnik, 
Babies aus der Retorte, Sterbehllfe. Wir wissen immer mehr, was wir können, aber 
offenbar immer weniger, so scheint es, was wir sollen und was wir dürfen. 

Ärzte In Australien haben kürzlich ein gesundes Baby aus einem Embryo entwickelt, 
der vier Monate tiefgefroren in flüssigem Stickstoff gelegen hatte. Die amerikanische 
Zeltschrift "life" meinte, die australischen Ärzte behandelten Embryos - ich zitiere -
"mit ebenso viel Respekt wie gefrorene Erbsen". Das Medizinerteam in Melbourne 
hat nach eigenen Angaben noch weitere Embryos bei 196 Grad minus auf Lager. Ich 
sage hier ganz deutlich: Solange die Christlich Demokratische Union regiert und 
solange ich ein dafür mit zuständiges Mitglied der Bundesregierung bin, darf es so 
etwas In der Bundesrepublik Deutschland nicht geben. 

(Beifall) 

Wir wollen den medizinischen Fortschritt nutzen, um Ehepaaren, die keine Kinder 
bekommen können, ein eigenes Kind zu ermöglichen. Aber wir werden uns entschie­
den dagegen wehren, daß mit tiefgefrorenen Embryos und Leihmüttern üble 
Geschäfte gemacht werden. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben ausdrücklich gesagt - lassen Sie 
mich das am Ende noch anfügen -, wir wollen Deutschlands Zukunft als moderne 
Industrienation, aber auch als eine humane Industrienation. Die Technologie - das 
habe ich dargelegt - kann die Arbeits- und Lebensbedingungen in einer großartigen 
Weise menschlicher gestalten und verändern. Aber es Ist auch Aufgabe der Politik -
lassen Sie mich das über die Stuttgarter Leitsätze hinaus sagen -, an jene Gruppen 
zu denken und auch die Interessen jener Menschen zu vertreten, die nicht im 
Produktionsprozeß stehen, die keine Droh- und Störpotentlaie entfalten können, die 
nicht die Möglichkeit des Streiks und des Arbeltskampfes haben, die auch nicht laut 
schreien und laut streiken können, weil sie keine Lobby, keine Interessenverbände 
hinter sich haben: Familien mit Kindern, alte Menschen, Behinderte, Arbeitslose. Die 
Neue Soziale Frage, die wir In Mannhelm entwickelt haben, bleibt die Aufgabe; sie zu 
lösen, bleibt die Aufgabe der Christlich Demokratischen Union In der Reglerungsver­
antwortung. 

Wir haben bei der Konsolidierung der Staatsfinanzen vieles machen müssen, was 
uns schwerfiel. Ich nenne hier z. B. das Mutterschaftsgeld. Wir haben gesagt, wir 
würden In dieser Legislaturperlode - nicht in den ersten zwölf Monaten - diese 
grundsätzliche Verbesserung der sozialen Lebensbedingungen der Familie realisie­
ren. Wir werden auch In dieser Legislaturperiode das von der SPD geschaffene 
Zwelklassenrecht für die Mütter abschaffen 

(Beifall) 

131 



- das Mutterschaftsgeld, das nur die unselbständig erwerbstätigen Frauen bekom­
men - und deswegen das Erziehungsgeld für alle Frauen einführen. 

Lassen Sie mich folgendes auch einmal sagen. Wir haben nicht wie die Sozialdemo­
kraten das Kindergeld für alle gekürzt, ob es sich um den Generaldirektor, um den 
Hilfsarbeiter oder die alleinstehende Mutter handelt. Kein Arbeiter und keine allein­
stehende Frau hat von uns auch nur einen Pfennig weniger Kindergeld bekommen. 
Aber wir haben mit einem anderen Grundsatz Ernst gemacht: daß wir endlich die 
sozialen Hilfen auf diejenigen konzentrieren, die die Hilfen wirklich auch brauchen. 
Wer mehr als brutto 62 000 DM verdient, der kann einmal auf 30 DM Kindergeld 
verzichten. Das ist unsere Auffassung. 

(Beifall) 

Das haben die Sozialdemokraten nicht geschafft. 

Zu der neuen Solidarität der Zukunftsgesellschaft von morgen gehört nicht nur die 
Überwindung des Konfliktes von Kapital und Arbeit, die Versöhnung von Ökologie 
und Ökonomie, sondern auch eine solidarische Ordnung, eine neue Solidarität 
zwischen den Generationen, eine neue Solidarität zwischen denen, die Arbeit haben, 
und denen, die keine Arbeit haben, eine neue Solidarität mit den Familien, mit den 
Kindern, auch den ungeborenen Kindern, 

(Beifall) 

für die wir eine soziale Umwelt schaffen wollen - dies ist auch ein Ziel unseer 
Familienpolitik -, die so beschaffen ist, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
niemand mehr sagen kann, wenn eine Frau ein Kind auf die Welt bringt, werde es in 
eine sozial ungeborgene, nicht heile Welt hineingeboren. Wir sind der Auffassung; In 
einem Land mit einem Bruttosozialprodukt von über 1,5 Billionen DM kann und darf 
die Vernichtung werdenden Lebens nicht mit wirtschaftlichen oder sozialen Argu­
menten begründet werden, 

(Beifall) 

sondern wir haben als Christliche Demokraten den Auftrag - das ist der entschei­
dende Punkt -, eine soziale Umwelt zu garantieren, die dafür sorgt, daß Kinder auch 
sozial gesichert sind, wenn sie auf die Welt kommen. Dies ist auch eine neue 
Solidarität, die wir fordern. 

Nicht zuletzt brauchen wir eine Solidarität mit der Natur und auch mit den anderen 
Geschöpfen Gottes. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben den Mut 
gehabt, Gott in unser Grundsatzprogramm hineinzuschreiben. Ich bin fest davon 
überzeugt, daß wir, die wir politische Verantwortung tragen, auch einmal Rechen­
schaft darüber werden ablegen müssen, was wir im guten oder im schlechten mit der 
Schöpfung Gottes gemacht haben. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine lieben Freunde, wir danken 
Heiner Geißler für seinen Bericht und diese richtungsweisende Rede. Wir danken 
ihm auch für allen Einsatz, den er als Generalsekretär für unsere Sache der Union 
leistet. Vielen herzlichen Dank, lieber Heiner Geißler! 
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(Beifall) 

Viel Glück und Erfolg für die Wahrnehmung dieses wichtigen Amtes für unsere CDU 
auch in den kommenden Monaten! 

Nun, meine Damen und Herren, liebe Freunde, treten wir in die Generalaussprache 
über die "Stuttgarter Leitsätze" ein, wie wir es heute morgen vereinbart haben. Wir 
haben jetzt eine Reihe von Wortmeldungen. Als ersten Redner rufe ich Dr. Bernhard 
Worms, den Landesvorsitzenden Rheinland, auf. Ihm folgt Bundesfinanzminister 
Gerhard Stoltenberg. - Bitte schön, Herr Dr. Worms! 

Dr. Bernhard Worms: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Unser heutiger Bundesparteitag ist, wie wir gelesen haben, 
hinsichtlich dessen, was auf ihm geschieht, diskutiert und beschlossen wird, der 
öffentlichen Betrachtung ausgesetzt. Die Entscheidung von heute, die Entscheidung 
dieses Bundesparteitages ist auch für meine Freunde aus Nordrhein-Westfalen das 
Fundament, mit dem wir am 12. Mai nächsten Jahres in unserem Lande eine 
20jährige sozialistische Herrschaft beenden wollen, und zwar mit doppeltem Ziel: 
Zum einen muß unser Land wieder den Anschluß an andere GDU-geführte Bundes­
länder finden. Zum anderen, liebe Freunde, wollen wir mit einer CDU-Regierung in 
Nordrhein-Westfalen die Politik von Helmut Kohl und der CDU/CSU-Bundestagsfrak­
tion unterstützen. 

(Beifall) 

Es gibt einige Kommentatoren, die im Vorfeld dieses Parteitages die Meinung 
vertreten haben, die Union befinde sich auf dem Rückzug von einer Volkspartei zu 
einem Kanzlerwahlverein. Liebe Freunde, wer das Vorurteil verbreitet, in der Union 
unterbliebe seit dem Zeitpunkt der Regierungsübernahme eine ernsthafte pro­
grammatische Erörterung, der wird sich durch die heutige Debatte enttäuscht sehen. 
Eine Vielfalt von ergänzenden, in der Sache zum Teil kontroversen Vorschlägen ist ja 
wohl der aktuellste Beweis dafür, daß unsere Union zwei Fähigkeiten besitzt: sie 
kann regieren und diskutieren. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich als Vorsitzenden der rheinischen CDU zu den Äußerungen unseres 
Generalsekretärs drei Grundgedanken beisteuern. Die Leitsätze beschäftigen sich 
vor allem mit den wirtschafts- und strukturpolitischen Aspekten unserer Marktwirt­
schaft. Aber die soziale Marktwirtschaft bleibt auch das Feld der sozialen Partner­
schaft, des Systems sozialer Sicherung und sozialer Dienste. Die CDU des Rhein­
landes wird - nicht zuletzt aus ihrer programmatischen Tradition heraus - der 
Gesamtpartei Vorschläge zur Neuorientierung der sozialen Dimensionen innerhalb 
der sozialen Marktwirtschaft vorlegen. 

Dabei gehen wir davon aus, liebe Freunde, daß Sozialpolitik nie die Fortschreibung 
alter Strukturen mit neuen Zahlen bedeuten kann. Sozialpolitische Aussagen sind in 
sich schon fragwürdig, wenn sie lediglich dazu dienen sollen, feierlich die Unantast­
barkeit von Besitzständen zu proklamieren. In der Sozialpolitik geht es immer auch 
um die Notwendigkeit des Austausches von Leistungen. Vor allem geht es darum, 
das für uns fundamentale Prinzip der Subsidiarität wieder freizulegen und die 
Erstverantwortung des einzelnen sowie die Solidarität der Bürger untereinander 
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gegenüber der Gefahr professionell vermarkteter Mitmenschlichkeit zu betonen. 

t\/leine Freunde! Ich will hier nichts vereinfachen oder einfach beiseite schieben. Eine 
in der Reglerungsverantwortung stehende Partei muß sicherlich in der Lage sein, 
sich immer auch neuen Themen zu stellen und neue Probleme zu sehen. Nur, das Ist 
die eine Seite der gleichen Medaille. Eine In der Regierungsverantwortung stehende 
Partei muß allerdings auch fähig sein, Fragen zu beantworten und - wie wir es 
gestern getan haben - Entscheidungen herbeizuführen. Wer als Partei seine Auf­
gabe nur noch darin sieht, Probleme aufzugreifen, aber unfähig ist, diese Probleme 
zu lösen, der - in der Tat - gefährdet unter anderem auch die soziale Stabilität des 
Gemeinwesens und führt gleichzeitig politische Erstarrung herbei. 

(Beifall) 

Einer der großen Erfolge der Christlich Demokratischen Union erklärt sich doch 
dadurch, daß die Union nicht nur die Fragen der politischen Gegenwart angespro­
chen hat, sondern glaubhaft vermitteln kann, und daß wir die Partei sind, die die 
Kraft, die Zuverlässigkeit und Perspektiven besitzt, unsere Republik In das Jahr 2000 
zu führen. Hinter dieser Aussage, liebe Freunde, steckt eine fundamentale Perspek­
tive, nämlich der heutigen Generation deutlich zu machen, daß Politik immer auch 
die Aufgabe hat, Tradition und Zukunft mit der Gegenwart zu verbinden. 

Ich möchte uns alle an einen sehr interessanten Vorgang erinnern. 1957 ist unsere 
Partei mit dem Slogan angetreten "Keine Experimente". 1969 hatte die SPD den 
Slogan "Wir schaffen das moderne Deutschland". Meine Freunde! Ich habe den 
Eindruck, daß sich ein von vielen noch unbemerkter Rollenaustausch - allerdings 
heute mit einem anderen Hintergrund - zwischen diesen beiden Parteien vollzogen 
hat. Es sind die Sozialdemokraten, die für politische Stagnation und für den Vor­
marsch auf dem Wege zurück stehen. 

(Beifall) 

Es ist unsere Politik, liebe Freunde, die auf Zukunftsbewältigung ausgerichtet Ist. 
Diese Politik der Zukunftsbewältigung beweist sich daran, daß wir es sind, die die 
innovativen Fähigkeiten der Sozialen Marktwirtschaft Insbesondere im Bereich der 
Beschäftigungsmögllchkeiten zu mobilisieren bereit sind, während die SPD auf ihr 
altes Konzept bloßer Umverteilung des Vorhandenen zurückgreift. 

Zukunftsbewältigung, das Ist die Erkenntnis, daß Energie- und Umweltressourcen 
knapp bleiben, daß bestimmte Energien die IJmwelt belasten und daß die Kernener­
gie zusammen mit anderen Energieformen notwendig Ist, um Arbelt und Natur zu 
versöhnen. Zukunftsbewältigung ist ein Umweltschutz, der nicht gegen, sondern auf 
der Grundlage einer dynamischen Ordnungspolitik folgt. Zukunftsbewältigung Ist 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte heute zur Sicherung des sozialen 
Systems für morgen. Zukunftsbewältigung ist aber auch die Einsicht, daß Bildung 
und Ausbildung, Schule und Erziehung, Gegenwartsverständnis und Geschichtsbe­
wußtsein nicht auseinandergerissen werden dürfen. Und schließlich: Zukunftsbewäl­
tigung gilt insbesondere auch für die Erkenntnisse der Chancen des technischen 
Fortschritts. 

Liebe Freunde! Diese Zukunftsbewältigung bringt nicht eine Gegenregierung in 
Nordrhein-Westfalen zu Bonn zustande, sondern dies erfordert dort: Bonn und 
Düsseldorf müssen von gleichen Kräften regiert werden. 
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(Beifall) 

Für unser Land gilt um so mehr: Wir sind auf den tecfinischen Fortschritt angewie­
sen. Er trägt dazu bei, unsere Position als Industrieland mit hoher wirtschaftlicher 
und sozialer Stabilität zu sichern. Die These, die neuen Technologien seien Jobkiller, 
greift zu kurz, Sie ist nur richtig, wenn damit ausgedrückt werden soll, daß ein Teil 
alter Arbeitsplätze an Bedeutung verloren haben, dafür aber neue Tätigkeitsfelder 
entstehen. Die Biotechnik, die Solartechnik und der Umweltschutz, die Technologien 
zum Energiesparen, die Informationstechnik sind die besten Beispiele dafür, daß hier 
keine Arbeitsplätze weggenommen, sondern neue und zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

Liebe Freunde! Aus einer uns vorliegenden Studie von Prognos wissen wir, daß in 
der Zeit von 1980 bis zum Jahre 2000 zwar in landwirtschaftlichen und industriellen 
Bereichen 1,3 Millionen Arbeitsplätze weniger werden. Wir wissen aber auch, daß in 
anderen Sektoren 1,7 Millionen Arbeitsplätze mehr geschaffen werden. Um dies zu 
erreichen - und das müssen wir der jungen Generation heute sagen -, brauchen wir 
in unserem Lande eine große und hohe Mobilität. Bei den Jüngeren muß diese 
Bereitschaft, sich dem Neuen zu stellen, gefördert werden, damit der ältere Teil der 
arbeitenden Erwerbsgesellschaft sichere Arbeitsplätze behält. Ich finde, daß sich 
hier ein neuer Aspekt, ein neues Verständnis des Generationenvertrages ab­
zeichnet. 

Liebe Freunde! Wer aussteigt, ist unsozial, weil er andere in die Gefährdung des 
Arbeitsplatzverlustes bringt. Wer bereit ist umzusteigen, der sichert sich und anderen 
die Zukunft. 

(Beifall) 

Aussteigen, liebe Freunde, ist Aufkündigung der Zukunft. Umsteigen ist Bewältigung 
der Zukunft. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde! Blinde Technikeuphorie und Technikfeindlichkeit führen beide 
in die Gefahr großer Gedankenlosigkeit. Es ist richtig: Zum technischen Fortschritt 
gibt es keine Alternative. Aber ebenso ist richtig, daß es innerhalb des technischen 
Fortschrittsprozesses Alternativen gibt. Technischer Fortschritt ist ja nicht nur die 
Antwort auf die Befriedigung vorhandener Bedürfnisse und die Anforderung an eine 
internationale Wettbewerbsgesellschaft. Technische und natunwissenschaftliche 
Fortschrittsprozesse haben auch ihre eigene Dynamik mit der Gefahr, daß der 
technische Fortschritt gegenüber dem Humanen indifferent werden kann . Ich sage 
"kann" und nicht "muß". Dabei denke ich vor allem - wie Heiner Geißler es eben 
gesagt hat - an die Gentechnologie, die ja einen besonders sensiblen Bereich des 
technischen und naturwissenschaftlichen Fortschritts darstellt. Die Gentechnologie 
oder die Biotechnik hat eine Fülle heilender Aufgaben. So müssen wir sie verstehen. 
Dennoch, liebe Freunde, dürfen wir Nebenfolgen nicht übersehen, die darin beste­
hen können, daß in die Harmonie eines ganzen menschlichen Daseins eingegriffen 
und der Mensch selbst verändert und manipuliert werden kann. 

Immer müssen wir fragen, inwieweit technische Prozesse mit der Wohlfahrt des 
einzelnen wie der Gemeinschaft und insbesondere wie sie mit unserem Menschen­
bild in Übereinstimmung zu bringen sind. 
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Diesen Gedanken, liebe Freunde, hat der Landesverband Rheinland zum Gegen­
stand der Ergänzung des Leitantrages des Bundesvorstandes gemacht. Unsere 
vordringliche Aufgabe besteht also darin, an einer Ethik der technischen, wissen­
schaftlichen Zivilisation mitzuwirken. Von daher werde ich dem Bundesvorstand den 
Vorschlag unterbreiten, baldmöglichst eine Kommission zur Frage der Ethik der 
Technik einzurichten. 

(Beifall) 

Diese Kommission, liebe Freunde, sollte sich mit der Frage befassen, in welcher 
Weise etwa die Gentechnologie Auswirkungen auf das individuelle gesellschaftliche 
und politische Leben hat und welche anthropologischen IVIaßstäbe auf dem Funda­
ment unseres christlichen IVIenschenbildes zu entwickeln sind, um Fortschritt und 
Humanität miteinander in Einklang zu bringen. 

Liebe Freunde! Ich schließe mit einem Satz. Im Herrenchiemsee-Entwurf für das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland gab es einen faszinierend formulier­
ten Artikel 1: "Die [\/lenschen sind nicht für den Staat da, sondern der Staat ist für die 
IVIenschen da." Dies gilt nach meiner IJberzeugung heute für den technischen 
Fortschritt. 

Die Menschen sind eben nicht für den technischen Fortschritt da, sondern der 
technische Fortschritt ist für die IVIenschen da. Dies, liebe Freunde, ist die geistige 
Grundlage der Christlich Demokratischen Union, aus der wir die Kraft und den Mut 
schöpfen, unsere Bürger in ein menschliches Jahr 2000 zu führen. - Vielen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank an Bernhard 
Worms. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich darf Ihnen folgende Mitteilung machen: 
Das Wortprotokoll der Plenarsitzungen vom 9. Mai, also von gestern, kann ab sofort 
beim Tagungsbüro abgeholt werden. Sie müssen dazu bitte den Gutschein mitneh­
men, der sich bei Ihren Tagungsunterlagen befindet. 

Meine Damen und Herren, wir fahren jetzt in der allgemeinen Aussprache fort. Als 
nächster hat Gerhard Stoltenberg das Wort. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Mit den Stuttgarter Leitsätzen zur Zukunft unseres Landes als moderner 
und humaner Industrienation stellen wir nach meiner Überzeugung die zentrale 
Frage unseres Lebens, unseres Selbstverständnisses, unserer Situation als Bundes­
republik Deutschland, weit über das nächste Jahrzehnt hinaus, in den Mittelpunkt der 
öffentlichen Diskussion, die zentrale Frage zumindest für die innere Situation, 
nachdem wir im vergangenen Jahr, auch eingeleitet durch eine große und bedeu­
tende Diskussion zuvor auf dem Hamburger Parteitag, die andere Lebensfrage, die 
der außenpolitischen Grundorientierung unserer Politik für Frieden und Freiheit nicht 
nur diskutiert, sondern in einer kämpferischen Auseinandersetzung entschieden 
hatten. Wir müssen klar begreifen: Unsere wirtschaftliche Zukunft in einer sich 
dynamisch und dramatisch verändernden Welt, das ist mehr als Ökonomie oder 
Wirtschaftspolitik im klassischen Verständnis. Die Frage, wie wir die Modernisierung 
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unseres Landes meistern, Forschung, Technik und ihre verantwortungsvolle Anwen­
dung, Wiederherstellung und Stärkung unserer Wettbewerbsfähigkeit, Ausgleich 
zwischen Wirtschaft und Umweltschutz, das berührt die Existenzprobleme, in den 
Bereichen des Arbeitsmarktes, der Überwindung der Arbeitslosigkeit, in der langan­
haltenden Aufgabe, die erschütterten Grundlagen sozialer Sicherung wieder fest und 
verläßlich zu machen. 

Ich glaube schon, daß dies immer mehr Menschen in unserem Lande erkennen. 
Aber vieles bleibt für uns noch zu tun, die Größe der uns gestellten Aufgabe voll 
bewußt zu machen, neue Prioritäten zu formulieren und verständlich zu machen, ein 
solidarisches Bewußtsein für diese Gemeinschaftsaufgabe, die ja die Verantwortung 
von Parlamenten und Regierungen überschreitet, zu wecken. Ich sagte, daß die 
Erkenntnis dieser Aufgabe größer geworden sei. 

Seit Jahren diskutieren wir über Japan. Wir haben den schmerzlichen Verlust von 
Wettbewerbsanteilen, d. h. von Arbeitsplätzen, in bestimmten Bereichen erlebt -
durch veränderte und verschlechterte Wettbewerbsbedingungen. Es ist ein Thema 
der Betroffenheit geworden. Aber es geht nicht nur in Japan. Ich will darauf 
aufmerksam machen, daß in großen Teilen des Erdballs, im ganzen südostasiati­
schen Raum, im Pazifik, aber auch in anderen Teilen der Erde, Völker sich rüsten, 
um aus dem Elend herauszukommen und durch Modernisierung und Wettbewerbs­
fähigkeit ihre eigenen Probleme zu lösen. Und dies ist eine Chance, aber es ist auch 
eine Herausforderung, nicht zuletzt für uns. Dies gilt, meine Freunde, auch für 
andere große Industrienationen. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika vollzieht sich eine grundlegende Neuorien­
tierung. Es gibt neue Kräfte und Impulse, weit stärker als bei uns, an den Hochschu­
len und Bildungseinrichtungen, in Forschung, Entwicklung und in Zukunftsindustrien. 
Zur Bilanz der letzten 12, 13 Jahre gehört doch auch, daß wir unter den Vorzeichen 
sogenannter sozialliberaler Politik schon vor der Rezession über anderthalb Millio­
nen Arbeitsplätze, im wesentlichen in der gewerblichen Wirtschaft, verloren haben 
und daß zu derselben Zeit in den Vereinigten Staaten von Amerika über 10 Millionen 
neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind. Wir haben Grund, uns eindringlicher zu 
fragen, warum dies geschehen ist, und daraus Konsequenzen zu ziehen, 

(Beifall) 

wenn Arbeitsmarktpolitik nicht eine Formel für Sonntagsreden und gute Absichtser­
klärungen bleiben soll, an denen es nicht fehlt. 

Ich will darauf hinweisen, daß auch in unserer Nachbarschaft bedeutende Partner, 
ein konservativ regiertes Land wie Großbritannien, aber jetzt in der schmerzhaftenm 
Veränderung der Prioritäten auch eine soziialistische Regierung in Frankreich, diese 
Frage in den Mittelpunkt ihres politischen Handelns gerückt haben. Wir müssen das 
als schöpferische Herausforderung annehmen. Wir müssen Bewußtsein prägen und 
die politischen Folgerungen nicht nur beschreiben, sondern in der Regierungsverant­
wortung vollziehen. 

Das ist eine nationale Aufgabe, und es ist zugleich eine europäische Aufgabe; denn 
hier liegt eine sehr prinzipielle Rechtfertigung für die Politik zur Überwindung der 
Krise der Europäischen Gemeinschaft, für die neuen Impulse, die Helmut Kohl, die 
wir gemeinsam der EG geben wollen. Auch hier erfordert die Überwindung der Krise 
manche schwierigen Anpassungsprozesse. Ich will das nicht bagatellisieren, was mit 
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den notwendigen Entscheidungen für manche IVlitbürger und Berufsgruppen verbun­
den ist. Ich weise darauf hin - weil auch das ein Thema dieses Parteitatges sein muß 
-, daß etwa unsere Landwirte in Verbindung mit den getroffenen Entscheidung in 
tiefer Sorge über ihre berufliche und persönliche Zukunft erfüllt sind. Wir haben das 
auch im Vorfeld dieses Parteitages erlebt. Wir haben darauf mit den nationalen 
Ausgleichsmaßnahmen bestimmte Antworten gegeben. Und wir werden weiterge­
hende Fragen, etwa auch in der Markt- und Preispolitik, zu diskutieren haben; denn 
auch diese Mitbürger, eine soziologisch tragende und bedeutende Gruppe unseres 
ganzen ländlichen Raumes von Flensburg bis Konstanz, müssen die Gewißheit 
haben, daß sie nicht Opfer einer Entwicklung werden, sondern in schwierigen 
Anpassungsprozessen eine Zukunftsperspektive durch die europäische und natio­
nale Politik erhalten. 

(Beifall) 

Aus dem, was hier in wenigen Sätzen angesprochen ist, was unser Leitantrag in 
großer Klarheit zu formulieren versucht hat, ergeben sich Konsequenzen auch für die 
Finanz- und Steuerpolitik. Es ist ja gut, meine Freunde, wenn wir eine gewisse Zeit in 
der Koalition und in unserer Partei - das zeigen auch vorliegende Anträge - über 
Alternativen offen diskutieren. Aber es ist nach der Diskussion der letzten sechs 
Wochen auch notwendig, daß wir bald zu begründeten Ergebnissen kommen, die wir 
dann gemeinsam - Bund und Länder, CDU, CSU und FDP - gegenüber den 
deutschen Bürgern und der Öffentlichkeit vertreten können. 

(Vereinzelter Beifall) 

Man kann diese Ergebnisse aber nur erzielen, wenn wir uns über die zugrunde 
liegenden Aufgaben und Prioritäten verständigen. Wir müssen auch hier sehen, daß 
es in der sogenannten sozialliberalen Ära zu tiefgreifenden Venwerfungen und 
Belastungen gekommen ist, deren Wirkungen weit über die Finanzpolitik vor allem im 
Sektor der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts bis heute spürbar sind. 

Die erste Priorität ist die Rückführung einer weit überhöhten Staatsquote. Der 
Staatsanteil - das, was die öffentliche Hand an der wirtschaftlichen Leistung der 
Bürger in Anspruch nimmt - ist dramatisch gestiegen: von 38 % im Jahr 1969 auf 50 
% im Jahr 1982. Wir werden, wie uns die Fachleute sagen, mit unserer neuen 
Finanzpolitik diesen Anteil zurückführen: voraussichtlich schon 1984 auf 47 bis 48 
%. Und wenn wir die Politik einer konsequenten Ausgabendisziplin, eines niedrige­
ren Zuwachses bei den öffentlichen Ausgaben fortsetzen, kann der Staatsanteil in 
dieser Wahlperiode auf 45 % zurückgehen. 

Das ist mehr als Statistik. Denn dies ist die Voraussetzung dafür, daß wir endlich zu 
einer deutlichen Begrenzung der Steuer- und Abgabenlast vor allem für die berufstä­
tigen Menschen kommen. Und dies ist wiederum eine zentrale Voraussetzung dafür, 
daß wir die großen Probleme der Arbeitsmarktpolitik meistern können. 

Alle Industrieländer - es sind nicht viele -, die heute eine deutlich bessere Arbeits-
marktsitution als wir haben, haben einen wesentlich geringeren Staatsanteil: die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und die Schweiz - um die drei Vorbilder zu 
nennen - deutlich unter 40 %. 

Die zweite zentrale Aufgabe von größter aktueller Bedeutung ist, die Politik der 
Konsolidierung, der Gesundung der öffentlichen Finanzen weiterzuführen und zum 
Erfolg zu bringen. 
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Wir haben - und eine breite Öffentlichkeit erkennt das an - einen ersten wichtigen 
Teilerfolg errungen. Aber das Ziel ist in keiner Weise erreicht. Die Neuverschuldung, 
die Nettokreditaufnahme von Bund, Ländern und Gemeinden betrug im Jahr 1983 55 
tVlilliarden und 300 Millionen. 55 Milliarden und 300 Millionen in zwölf Monaten 
Neuverschuldungl Und die Maßstäbe der Union müssen sich schon sehr verschoben 
haben, wenn es den einen oder anderen gibt, der jetzt meint, damit sei das Ziel 
gemeistert und jetzt könnten wir wieder eine umfassende Verteilungsdiskussion 
beginnen. 

(Beifall) 

Nein. Wenn wir durch Wirtschafts- und Finanzpolitik das Ziel eines mehrjährigen 
Wachstums erreichen, müssen wir die Neuverschuldung bei Bund, Ländern und 
Gemeinden bis 1987 auf jährlich etwa 20 Milliarden zurückführen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Wir lägen dann immer noch im Anteil des Bruttosozialprodukts höher als bei der 
hervorragenden Bilanz, die Franz Josef Strauß einmal 1969 seinen sozialdemokrati­
schen Nachfolgern hinterlassen hat und die von ihnen in schlimmer Weise zum 
Schaden unseres Landes venwirtschaftet wurde. 

(Vereinzelter Beifall) 

Vergessen wir nicht die Lehren einer jüngeren Vergangenheit, wenn wir die Maß­
stäbe formulieren. Und so ist Konsolidierung die Aufgabe der ganzen Wahlperiode. 

Und zum dritten will ich hier sagen: Unter diesen Maßstäben ist der Rahmen für die 
Steuerpolitik und die Steuerentlastung festzusetzen. 

Meine lieben Freunde, ich will das hier noch einmal sagen. Wir disputieren ein Jahr 
nach der Bundestagswahl über Steuerentlastungen. Ich habe nicht den Eindruck, 
daß jeder, der sich in den letzten sechs Wochen auf eigene Rechnung dazu geäußert 
hat, die Größe des Erfolgs richtig dargestellt hat. Daß wir überhaupt so schnell nach 
dem Regierungswechsel in Bonn über konkrete Steuerentlastungen reden können, 
das ist eine großartige Sache, die nicht zerredet werden darf. 

(Beifall) 

Wir waren in unserem Wahlprogramm - jeder kann es noch einmal nachlesen - zu 
diesem Punkt behutsam und vorsichtig. Wir waren auch in der Koalitionsvereinba­
rung behutsam. Wir haben den Zeitpunkt und den Umfang offen gelassen, weil wir 
vor 18 oder 12 Monaten nicht wissen konnten, ob der wirtschaftliche Aufschwung so 
deutlich in Gang kommt, ob die Steuereinnahmen so sichtbar zunehmen, ob wir mit 
der Politik der Konsolidierung, die im vergangenen Jahr schmerzlich war, ein so 
gutes Zwischenergebnis erreichen können. 

Wir haben das erreicht. Und das ist eine große Gemeinschaftsleistung. 

Sie gibt uns die Grundlage, jetzt über Steuersenkungen zu reden. Natürlich - ich 
sagte es - muß eine gewisse Zeit offen in den Argumenten pro und kontra debattiert 
werden. Das ist klar. 
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Aber es wird auch Zeit für die Ergebnisse. Und ich bin dafür, daß wir im IVlai - in 
diesem t\/lonat - oder, wenn es nach IVIeinung unserer Partner noch ein paar Wochen 
länger dauern muß, spätestens im Juni die Entscheidung treffen. 

Einkommen- und Lohnsteuer, das ist nach der Vorentscheidung das erste Thema. 
Auch mit gutem Grund! Es geht um die gezielte Entlastung der Familie. Und es geht 
um eine Verbesserung des Tarifs. Wir wollen beides. Hier gibts gar keine Alternative. 
Es geht darum, in der sorgfältigen Debatte die Gewichte und die Lösung noch einmal 
abzuwägen. Aber beides ist das Ziel. 

Und wir haben das Thema Senkung der Einkommen- und Lohnsteuer deshalb mit 
der Priorität ausgestattet, well diese Steuerlast ja zweifellos am stärksten wächst. 
Und es Ist unverkennbar, daß die Grenzbelastung für die große Mehrzahl der 
berufstätigen Menschen zu drückend geworden ist: für den Facharbeiter genauso 
wie für die Selbständigen. Und die Senkung, die dauerhafte Senkung der Grenzbela­
stung ist für mich in der Abwägung der Prioritäten schon eine besonders vorrangige 
Zielsetzung. 

Aber wir haben zu entscheiden, wie weit wir gehen wollen und können. Die 
Steuerreform, von der Helmut Kohl gestern geredet hat, die große Steuerreform, die 
qualitative Verbesserung des Steuersystems, sie ist das Gesamtkonzept. Der Leitan­
trag zum Parteitag sagt das klar. 

Die Antragskommission und das Präsidium haben hinzugefügt: Eine erste Entla­
stung bei der Einkommen- und Lohnsteuer nach den genannten Grundsätzen soll 
zum 1. Januar 1986 erfolgen. 

Das große Ziel der Steuerreform werden und müssen wir in mehreren konsequent 
einander folgenden Schritten erreichen. 
Nun gilt es, den Schritt zu bemessen, der jetzt ansteht. Werden wir die große Lösung, 
eine Steuerentlastung von über 20 Milliarden DM schon zum 1. Januar 1986, 
erreichen mit der entscheidenden Verbesserung des Tarifs, einem wirklich reformeri­
schen Ziel, mit der spürbaren Entlastung? Wenn wir uns dafür entscheiden, sind 
Ausgleichsmaßnahmen unvermeidbar. Ich sage das nach gewissenhafter Prüfung. 
Ich sage das auch nach den intensiven Diskussionen Im Präsidium unserer Partei, 
aus eigener Überzeugung, aber vor allem unter Beachtung der Argumente unserer 
Freunde, die in den Bundesländern und Gemeinden Verantwortung tragen. 

Einkommen- und Lohnsteuer ist ein Rückgrat der Finanzen der Länder und ein 
wesentlicher Teil der Finanzen der Gemeinden. Es liegt in der Natur der Sache -
nicht nur im partnerschaftlichen Verständnis der Union -, daß wir diese Entscheidung 
nur im vollen Einvernehmen mit der Bundestagsfraktion und unseren Freunden in 
Ländern und Gemeinden treffen können, die auch Im Bundesrat mit zu entscheiden 
haben. 

(Beifall) 

Konsolidierung, meine Freunde, ist auch eine harte Aufgabe für unsere Landes- und 
Kommunalpolitiker. Wir müssen sie in den Stand setzen, sie genauso wie bei uns 
weiterzuführen. 

Was die Frage der Ausgleichsmaßnahmen anbelangt, befinden wir uns in einer nicht 
abgeschlossenen Diskussion. Ich stimme allem zu, was Alfred Dregger gestern 
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gesagt hat. Aber ich setze einen Akzent etwas anders. Für mich bleibt es eine 
unveränderte Aufgabe des Gesetzgebers, periodisch die Berechtigung von Steuer­
vergünstigungen zu prüfen und sie im Lichte der al<tuellen Entwicklung und Ziele 
auch, wenn nötig, zur Disposition zu stellen. 

(Beifall) 

Wenn wir einen entscheidend verbesserten Tarif erreichen sollten, ergeben sich 
andere Maßstäbe für eine ganze Reihe von Steuervergünstigungen, die ja zum Teil, 
soweit sie in der Diskussion sind, auf die 40er und 50er Jahre zurückgehen. So 
werden wir noch einmal zu prüfen haben, ob wir auf diesem Wege einen wesentli­
chen Teil der notwendigen Ausgleichsmaßnahmen erzielen können, auch wenn das 
erste Echo bei einigen Partnern in der Koalition auf die vorliegenden Vorschläge 
nicht uneingeschränkt positiv war. Wir werden zu prüfen haben - ich erinnere hier 
auch an die Vorschläge von Kollegen der Fraktion, an eigene Initiativen -, ob es 
außerhalb der Mehrwertsteuer einige Elemente gibt - hier sind genannt die Versiche­
rungssteuer und andere -, die uns in Verbindung mit dem Abbau von Steuervergün­
stigungen die Vorausssetzung für die große Lösung einer wirklichen Reform des 
Tarifs schaffen. 

Das Für und Wider der Mehrwertsteuererhöhung - Frage, ob man sie um einen Punkt 
erhöhen kann - ist in der öffentlichen Diskussion bewußt geworden; auch in dem 
gewichtigen Votum etwa der Bundesbank dagegen, in dem am Tag zuvor erfolgten 
Votum des Präsidenten der Steuerkammer, der gemeint hat, man könne sie notfalls 
in Betracht ziehen. Wir werden uns diese Entscheidung nicht leichtmachen. 

Aber eins muß unter uns klar sein: Wenn wir diese Frage eines angemessenen 
Ausgleichs als nicht entscheidungsfähig ansehen, wird der Spielraum der Steuerent­
lastung zum 1. Januar 1986 gegenüber den bisher genannten Zahlen deutlich 
verringert werden müssen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Auch das ist ein Weg, mit dem wir den Anforderungen, den Aussagen der Regie­
rungserklärung und unseres Wahlprogramms entsprechen. Lassen wir uns das offen 
und freundschaftlich diskutieren. Dann sollten wir entscheiden. 

Ich will nach den Ausführungen von Heiner Geißler zum Schluß noch eine Bemer­
kung machen. Es bleibt unsere Verpflichtung, es bleibt die besondere Verantwortung 
des Bundesministers der Finanzen - auch seiner Kollegen in den Ländern -, in den 
nächsten Jahren auf strenge Ausgabendisziplin zu achten. 

(Beifall) 

Bei dem Nutzen der Spielräume, die wir haben, erkenne ich in der Innenpolitik zwei 
Schwerpunkte. Das eine sind auch haushaltswirksame Entscheidungen - von der 
Forschungspolitik bis zur Regionalpolitik -, die die wirtschaftliche Gesundung und die 
Arbeitsmarktpolitik unterstützen. Das ist für mich die eine Priorität. Das zweite ist die 
Absicht, gemeinsam mit den Kollegen in Kabinett und Fraktion auch im Haushalt 
Akzente für die Familienpolitik zu setzen. 

(Beifall) 
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Wir haben uns für die Gleichstellung der Frauen beim Mutterschaftsgeld entschie­
den. Wenn es zu Freibeträgen im Steuerrecht kommt, müssen wir - Heiner Geißler 
hat es gesagt - für die untersten Einkommensgruppen, die die steuerlichen f\/löglich-
keiten nicht nutzen können, einen Zuschlag zum Kindergeld einführen. Wir müssen 
auch darüber reden und entscheiden, zu welchem Zeitpunkt wir den Einstieg in das 
Erziehungsgeld machen können. Nur, wir brauchen auch in der Familienpolitik klare 
Prioritäten. 

Wenn wir den dritten Schritt tun, muß der zweite begrenzt sein. Ich sage das deshalb, 
weil es in der öffentlichen Diskussion zum zweiten ja auch Vorschläge gibt, die über 
die Vorstellungen hinausgehen, die wir diskutieren. 

IVIeine lieben Freunde, niemand verkennt die Schwere der vor uns liegenden 
Aufgaben gerade auch in der Finanz- und Haushaltspolitik. Sie sind ein Teil meines 
politischen und persönlichen Lebens geworden; viele können das nachempfinden. 
Aber ich sage Ihnen: Gemessen an den eigenen Enwartungen vor 18 Monaten, 
gemessen an Regierungserklärung und Wahlprogramm haben wir mehr erreicht, als 
wir uns damals selbst vorstellen konnten. 

(Beifall) 

Das dürfen wir nicht aus den Augen verlieren, wenn wir Prioritätendiskussionen 
führen und Auseinandersetzungen darüber miteinander haben. 

Wir haben keinen Grund zu blauäugigem Optimismus und zur Euphorie. Aber von 
diesem Parteitag und aus unserer Alltagsdiskussion soll doch begründete Zuversicht 
ausgehen - nicht nur in Reden, sondern im Handeln, im Entscheiden -, die den 
Bürgern Mut macht, ihre Freiräume zu nutzen, die wir erweitern wollen. Diese 
Zuversicht setzt schöpferische Kräfte, freiheitliche Kräfte der Verantwortung frei, die 
notwendig sind, damit wir unsere großen Ziele erreichen. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Gerhard Stolten­
berg. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, Sie haben es schon mit dem Beifall getan, 
aber ich will es auch noch einmal zum Ausdruck bringen: Wir haben Gerhard 
Stoltenberg in ganz besonderer Weise zu danken für seinen intensiven persönlichen 
und auch erfolgreichen Einsatz auf einem der schwierigsten Aufgabengebiete deut­
scher Politik. Vielen herzlichen Dank, Gerhard Stoltenberg, für diesen Einsatz. 

(Beifall) 

Als nächster hat das Wort unser Freund Ernst Albrecht. Ihm folgen Norbert Blüm und 
dann Peter Jungen. 

Dr. Ernst Albrecht: Herr Parteitagspräsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Seit August des letzten Jahres bin ich, wie Sie wissen, in der 
wirtschaftspolitischen Diskussion stark engagiert. Sie gestatten mir, daß ich vorweg 
sage, warum das so ist. Ich bin davon überzeugt, daß unsere politische Mehrheit 
nicht nur, aber doch ganz wesentlich davon abhängt, ob es uns gelingt, in den 
kommenden Jahren die wirtschaftlichen Fragen zu lösen, und ob es uns insbeson-
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dere gelingt, die Arbeitslosigkeit nach und nach abzubauen. 

Es ist gut, sich an den 6. März 1983 zu erinnern. Was ist denn damals geschehen? 
Damals haben wir eine Mehrheit bekommen, weil unsere Bürger begriffen haben, 
daß wir in einer tiefen wirtschaftlichen und finanziellen Krise stecken, weil sie das 
Vertrauen verloren hatten, daß uns die Sozialdemokraten aus dieser Krise heraus­
führen können, weil sie ihre gesamte Hoffnung - auf wen denn? - auf die Union 
gesetzt haben, daß wir es wenigstens schaffen würden, die Probleme zu bewältigen 
und das Land aus der wirtschaftlichen Krise herauszuführen. 

Wenn dies richtig ist, müssen wir unsere Arbeit heute auf diesem Parteitag in dem 
Bewußtsein leisten, daß wir nur dann, wenn wir mit der Ernsthaftigkeit, der Tiefe und 
der Entschlossenheit, die notwendig sind, an dieses Problem herangehen, der 
großen Erwartung, die in uns gesetzt ist, gerecht werden. 

Meine Freunde, man kann die Probleme von verschiedenen Seiten aus angehen. 
Man kann sie unter dem Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
oder unter dem Aspekt der Ertragslage sehen. Man kann sie konjunkturpolitisch 
sehen, d.h. den Versuch machen, den Aufschwung stark und nachhaltig zu machen 
und konjunkturelle Rückschläge kurz und möglichst klein zu halten. Man kann die 
Probleme aber auch unter dem Gesichtspunkt der Arbeitslosigkeit angehen, und das 
möchte ich aus zwei Gründen tun. 

Ich behaupte erstens: Alles, was im Wirtschaftsleben überhaupt schiefgeht, drückt 
sich in Arbeitslosigkeit aus. Zweitens - und das ist noch wichtiger - : Arbeitslosigkeit 
ist nicht nur ein wirtschaftliches Problem, sondern dahinter steht das Schicksal von 
Menschen, vor allem auch, wie unser Bundeskanzler zu Recht immer wieder gesagt 
hat, der jungen Menschen. Es geht nicht an, daß Hunderttausende junger Menschen, 
die die Schule verlassen, als erste Erfahrung feststellen müssen, daß sie von dieser 
Gesellschaft nicht gebraucht werden, 

(Beifall) 

daß kein Mensch Verwendung für sie hat, daß sie daran gehindert sind, auf eigenen 
Füßen zu stehen, daß sie nicht die materielle Möglichkeit bekommen, eine eigene 
Familie zu gründen, und sie sind doch in einem Alter, wo sie gerne eine Familie 
gründen wollen. Deshalb, sage ich, ist die Arbeitslosigkeit unser größtes Problem, 
und wir sollten alle wirtschaftlichen Dinge gerade auch unter dem Aspekt der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sehen. 

Eine zweite Bemerkung. Wir sollten uns über die Größe des Problems nicht täu­
schen. Nur wenn wir uns darüber verständigen, können wir auch zu richtigen 
Lösungen kommen. Wir haben im Jahre 1983 im Schnitt 2 258 000 Arbeitslose 
gehabt. In Wahrheit ist es damit aber nicht getan. Das Problem ist viel größer; denn 
wir haben es jetzt mit den geburtenstarken Jahrgängen zu tun. Wir wissen aus der 
Statistik, daß wir 700 000 Arbeitsplätze zusätzlich bereitstellen müssen, damit zwi­
schen 1983 und 1990 auch die jungen Leute der geburtenstarken Jahrgänge 
Arbeitsplätze finden können. 

Damit ist die Sache immer noch nicht zu Ende, sondern wir wissen alle, daß auf 
Grund der weltwirtschaftlich veränderten Arbeitsteilung Hunderttausende von 
Arbeitsplätzen verlorengehen. Ich denke z.B. an die Stahlindustrie, die Werftindu­
strie, die Unterhaltungselektronik, und ich könnte mit dieser Liste fortfahren. 
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Schließlich haben wir - das ist beinahe das größte Problem - einen rasanten 
wirtschaftlichen Strukturwandel auf Grund der Mikroelektronik und der modernen 
Technik zu verzeichnen. Millionen Arbeitsplätze in den Fabriken sind schon verloren­
gegangen, und Hunderttausende werden auf Grund der Rationalisierung noch 
verlorengehen, d.h. der Tatsache, daß in unseren Fertigungshallen die Handarbelt 
Immer mehr verschwindet und die Maschinen bzw. die Roboter an deren Stelle 
treten. Wir brauchen also weit über eine Million zusätzliche Arbeitsplätze, wenn es 
überhaupt möglich sein soll, Arbeitslosigkeit abzubauen und nicht nur die bestehen­
den Verhältnisse zu konsolidieren. 

Nun kommt die nächste entscheidende Frage. Die Menschen fragen uns immer 
wieder^ "Ja, mein Gott, wo sollen denn noch eine bis zwei Millionen zusätzlicher 
Arbeltsplätze geschaffen werden? Wo können die Menschen denn überhaupt noch 
hin? Sie können ja nicht in die Fabriken hineingehen." Zur Beantwortung dieser 
Frage ist es gut, einmal auf das Ausland zu schauen, dort, wo Erfolge erzielt werden 
konnten. In der Zelt, als wir In der Bundesrepublik Deutschland unterm Strich 
anderthalb Millionen Arbeitsplätze verloren haben, haben die Vereinigten Staaten 
von Amerika 20 Millionen neue, zusätzliche Arbeltsplätze geschaffen. Nun kommt's: 
Wo sind diese geschaffen worden? 80 Prozent dieser Arbeitsplätze sind Im Dienst­
leistungssektor Im weitesten Sinne des Wortes einschließlich der sozialen Dienstlei­
stungen und der kulturellen Dienstleistungen geschaffen worden. 

Eine zweite Interessante Zahl: 75 Prozent der 20 Millionen neue Arbeitsplätze sind In 
den mittleren und kleinen Unternehmen des Landes geschaffen worden. Die tausend 
größten amerikanischen Unternehmen haben Arbeitsplätze verloren, während die 
kleinen und mittleren Unternehmen diese 20 Millionen neuer Arbeitsplätze geschaf­
fen haben. 

Was heißt das für uns? Es heißt, daß es nicht die kapitalintensiven, sondern die 
arbeitsintensiven kleinen und mittleren Unternehmen sein werden, die dieses Pro­
blem auch In der Bundesrepublik Deutschland lösen müssen. Deshalb ist die erste 
Schlußfolgerung daraus; Laßt uns die kleinen und mittleren Unternehmen stark 
machenI Laßt sie uns in den Stand versetzen, diese gewaltige Aufgabe auch 
tatsächlich zu lösen! 

(Beifall) 

Nun, welche Maßnahmen können wir ergreifen? Ich glaube, wir dürfen sagen, daß 
die Christlich Demokratische Union die einzige Partei Ist, die mit ihren Leitsätzen die 
Gesamtheit der Probleme anspricht und auch alle denkbaren Maßnahmen erwähnt 
hat. Das ist richtig so. Wir müssen sowohl die Nachfrage nach Arbeitsplätzen 
vermindern als auch das Angebot an Arbeitsplätzen erhöhen. Wir sollten uns nicht 
auf diejenigen verlassen, die uns einreden wollen, daß man nur auf Wachstum und 
auf nichts sonst setzen müsse. Nur mit Wachstum - das ist meine feste Überzeugung 
- werden wir dieses gewaltige Problem nicht lösen. Deshalb ist es richtig, daß wir die 
Vorruhestandsregelung eingeführt haben. Es trifft sich gut, daß wir gerade gestern 
lesen durften, daß die erste wichtige Gewerkschaft davon Gebrauch gemacht hat 
und die Tarifpartner sich zum erstenmal darüber geeinigt haben. Ich will nicht 
versäumen, Norbert Blüm dazu ganz herzlich zu gratulieren. 

(Beifall) 

Ich will aber auch nicht versäumen, Herrn Döding, dem Vorsitzenden der Gewerk-
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Schaft, meinen Respekt zu bezeugen; denn ich weiß, wie schwierig die innergewerk­
schaftliche Diskussion über diese Themen ist. Daß er hier aus staatspolitischer 
Verantwortung und aus Verantwortung für die Arbeitnehmer seiner Gewerkschaft 
diese Lösung durchgesetzt hat, verdient auch ein Wort der lobenden Erwähnung auf 
einem solchen Parteitag. 

(Beifall) 

Verminderung der Nachfrage nach Arbeitsplätzen heißt auch, Teilzeitarbeitsplätze 
zu schaffen. Heiner Geißler hat, glaube ich, einmal gesagt: "Von denen, die arbeits­
los sind, würden 500 000 gerne einen Teilzeitarbeitsplatz haben. Von denen, die 
heute noch einen Vollzeitarbeitsplatz haben, möchten zwei IVlillionen lieber einen 
Teilzeitarbeitsplatz haben." 

Ja, da muß es doch möglich sein, daß diejenigen, die heute einen Vollzeitarbeitsplatz 
haben, auf Teilzeit gehen, und diejenigen, die arbeitslos sind und Teilzeitarbeits­
plätze haben möchten, ihren Arbeitsplatz bekommen. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß es hier zwei Hemmnisse gibt. Das eine ist, daß wir unsere Gesetzge­
bung überprüfen müssen, ob sie der Teilzeitarbeit wirklich alle Chancen bietet. Das 
zweite ist - das muß man an die Adresse der Unternehmen sagen -, es gibt keine 
Begeisterung bei den Unternehmen, Teilzeitarbeitsplätze einzurichten. Das ist die 
Wahrheit. Ich kann ja auch verstehen, daß es bequemer ist, nur mit einem Menschen 
zu tun zu haben als mit zweien. Trotzdem müssen wir an die Wirtschaft appellieren, 
daß sie uns hier hilft, im Interesse des Abbaus der Arbeitslosigkeit auch Teilzeitar­
beitsplätze für die zur Verfügung zu stellen, die gern einen Teilzeitarbeitsplatz haben 
möchten. 

(Beifall) 

Ich denke, ich brauche nach allem, was gesagt worden ist, hier nicht mehr viel über 
die 35-Stunden-Woche zu sagen. Ich will nur zur Information anfügen: Die nieder­
sächsische Landesregierung hat ein Institut beauftragt, zu rechnen, was es bedeu­
tete, wenn man die 35-Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich jetzt einführte. Das 
Ergebnis ist, daß wir weit über eine Million Arbeitsplätze unter dem Strich verlieren 
würden. Ich füge der Fairneß halber hinzu, daß sich die Situation anders darstellt, 
wenn man sagen würde: 35-Stunden-Woche mit entsprechendem Lohnverzicht, d.h. 
nur aus Solidarität mit den Arbeitslosen. Aber auch damit wäre das Problem der 
kleinen und mittleren Betriebe nicht gelöst, sondern das ist eine Formel für die 
Großbetriebe, nicht für die kleinen und mittleren Betriebe. 

(Beifall) 

Nun zur Angebotsseite: mehr Angebot an Arbeitsplätzen! Der erste Punkt, den wir in 
den Leitsätzen herausgestellt haben, ist das Bekenntnis zur modernen Technologie. 
Aus Zeitgründen gehe ich nicht näher darauf ein, nur mit einem Satz. Es ist ja gar 
nicht die Frage, ob wir diese Technologien anwenden wollen oder nicht. Es ist doch 
nur die Frage, ob die Computer und die anderen Maschinen in Deutschland herge­
stellt werden oder in Japan und Amerika und dann von uns Import, bezahlt und 
eingesetzt werden. 
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(Beifall) 

Aber eine Nation, deren Sicherung der Arbeitsplätze so vom Weltmarkt abhängig ist, 
l<ann nur bestehen, wenn sie immer an der Spitze des technischen Fortschritts bleibt. 
Ich glaube, hierüber werden wir schnell einig werden. 

Das zweite Thema ist für mich ganz wichtig. Wir müssen uns fragen: Ist angesichts 
des größten Strukturwandels unseres Jahrhunderts die deutsche Wirtschaft in der 
Lage, auf diese veränderten Bedingungen schnell und angemessen zu reagieren? 
Meine Behauptung ist: Wir haben unsere Fähigkeit, schnell und angemessen zu 
reagieren, wesentlich eingebüßt. Ich nenne als Stichworte mangelnde Flexibilität und 
Verkrustung. Zu diesem Punkt gibt es in den Leitsätzen hervorragende Aussagen. 

Ich möchte hier wiederum meiner Anerkennung Ausdruck geben, daß es gerade der 
Bundesarbeitsminister gewesen ist, der mehr als andere Erfolge beim Abbau von 
Verkrustung vorzuweisen hatte. Er hat das Instrument der Zeitverträge wieder in den 
Mittelpunkt gerückt, um zu verhindern, daß Sonderschichten gefahren und Überstun­
den gezahlt werden, um damit zu bewirken, daß die Menschen jetzt, wo die 
Konjunktur besser ist, wieder Arbeitsplätze zur Verfügung stellen und neue Leute 
einstellen. Er ist es gewesen, der die Arbeitszeitregelung für die Auszubildenden 
angegangen ist, aus der Erkenntnis heraus, daß es viele kleine Betriebe abge­
schreckt hat, Lehrlinge einzustellen, weil diese zu Zeiten kamen, wo ein Großteil der 
Arbeit bereits geleistet sein mußte. Typisches Beispiel: die Bäcker. Was hat es für 
einen Sinn, einen Lehrling zu haben, wenn der erst kommt, wenn die Brötchen 
bereits gebacken sind und ausgeliefert werden? 

(Vereinzelt Beifall) 

Der Bundesarbeitsminister hat sich für die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt einge­
setzt. All dieses sind Schritte in die richtige Richtung. 

Ich möchte nun eine grundsätzliche Bemerkung dazu machen. Wir haben in Zeiten 
der Vollbeschäftigung eine Fülle von Regelungen vorgesehen - Kündigungsschutz 
im weitesten Sinne des Wortes -, die damals durchaus verständlich waren, heute 
aber, in Zeiten der Massenarbeitslosigkeit, sich gegen die Arbeitnehmer selber 
richten, nämlich gegen die Arbeitnehmer, die eingestellt werden wollen. Deshalb 
müssen wir diese Regelungen überdenken, nicht, um soziale Errungenschaften 
abzubauen, sondern im Gegenteil, um denen zu helfen, die heutzutage in sozialer 
Not sind. Und das sind in allererster Linie die Arbeitslosen und nicht diejenigen, die 
einen Arbeitsplatz besitzen. 

(Beifall) 

Drittes Thema der Leitsätze: Sind unsere Unternehmen eigentlich fit, mit dieser 
Herausforderung fertigzuwerden? Lassen Sie mich dazu einige wenige Worte sagen. 
Das Drama sozialdemokratischer Politik drückt sich auch in dem Rückgang der 
Eigenkapitalausstattung unserer Unternehmen aus: Anfang der 70er Jahre noch 30 
%, heute unter 20 %. Jeder von uns im Saal - er braucht nicht Wirtschaftsexperte zu 
sein - kann begreifen, daß, wenn der Eigenkapitalanteil eines Unternehmens von 
Jahr zu Jahr schwindet, das Unternehmen krisenanfällig wird und daß es nicht mehr 
die Kraft hat zu investieren und einen Beitrag zu leisten, damit die zwei Millionen 
Arbeitsplätze bereitgestellt werden, von denen ich vorhin gesprochen habe. 
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Meine Damen und Herren, dies ist auch für uns l<ein leiclntes Tliema. Aber ich sage: 
Die Bundesrepublik Deutschland hat die höchste Unternehmensbesteuerung der 
Welt. Dies ist ein Hindernis für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

(Vereinzelt Beifall) 

Dies ist nicht ein Problem - das wird mir manchmal entgegengehalten - der großen 
anonymen Kapitalgesellschaften. Die können an den Kapitalmarkt gehen und neues 
Kapital heranziehen. Dies ist ein Problem der mittleren und kleinen Unternehmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Aber gerade diese Unternehmen sollen ja die neuen Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen: 75 %, wenn es nach den amerikanischen Erfahrungen geht. Deshalb sage 
ich: Wir müssen eine Lösung für dieses Problem finden. Das ist nicht eine Frage des 
Interesses der Unternehmer, sondern das ist eine Frage des Interesses des gesam­
ten Volkes und zunächst einmal eine Frage des Interesses der Arbeitslosen in 
unserem Volke. 

(Beifall) 

Ich trete dafür ein - und hoffe sehr, daß wir uns darauf in den nächsten Monaten noch 
verständigen können -, daß wir nicht die Steuern für den mittelständischen Unterneh­
mer als Person senken, sondern daß wir uns darauf konzentrieren, die Steuern für 
den Teil der Gewinne zu senken, der im Unternehmen verbleibt, für Investitionen 
herangezogen wird, Arbeitsplätze schafft und Arbeitsplätze sichert. Es ist etwas 
anderes, ob vom Gewinn eines mittelständischen Unternehmers Geld im Unterneh­
men verbleibt und Arbeitsplätze sichert oder ob es für seinen privaten Konsum 
herausgezogen wird, 

(Vereinzelt Beifall) 

um eine Weltreise zu machen, um sich eine Segeljacht zu kaufen oder was immer es 
ist. Wenn wir hier unser soziales Anliegen mit dem wirtschaftspolitischen Anliegen in 
Einklang bringen wollen, dann müssen wir Mittel und Wege finden, um das Geld, das 
im Unternehmen verbleibt und im gesamtwirtschaftlichen Interesse dort arbeitet, 
steuerlich besser zu behandeln als das Geld, das für den privaten Konsum heraus­
gezogen wird. 

(Beifall) 

Vierter und letzter Punkt, meine lieben Freunde: Wir müssen die Lohnnebenkosten 
senken. Ich bitte sehr, daß wir uns die Bedeutung dieses Themas klarmachen. Wenn 
wir neue Arbeitsplätze für Millionen von Menschen schaffen wollen, dann darf die 
Arbeit nicht zu teuer werden. Das ist eigentlich eine Binsenwahrheit. Aber gerade, 
wenn wir Millionen Arbeitsplätze neu gewinnen wollen, dann müssen wir uns in 
Erinnerung rufen, daß die arbeitsintensiven - d.h. auch arbeitskostenintensiven -
mittelständischen Unternehmen diese Plätze bereitstellen sollen. Dann darf die 
Arbeit nicht zu teuer werden. 

Es sind gestern und heute hier viele kritische Worte an die Adresse der Gewerk­
schaften gesagt worden. Ich will einmal ein positives sagen. Dies ist keine Frage der 
Tarifpolitik. In den letzten Jahren haben die Tarifpartner Reallohnsenkungen hinge-
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nommen. Mehr kann man von einer Gewerkschaft in wirtschaftlichen Krisenzeiten 
weiß Gott nicht verlangen. Dies ist für mich viel mehr ein Problem der Lohnnebenko­
sten, d. h. all der Kosten, die auf den direkten Lohn noch daraufkommen. Diese 
Kosten sind in den letzten 15 Jahren viel stärker gestiegen als die direkten Löhne. 
Hier sind wir in der Verantwortung, denn zum Teil sind diese Lohnnebenkosten auch 
gesetzlich bedingt. 

Dieses Thema hat unter uns, wie jeder weiß, auch einige Kontroversen hervorgeru­
fen. Ich habe Zweifel geäußert, ot) unser soziales System noch richtig finanziert ist. 
Norbert Blüm hat seiner Sorge Ausdruck gegeben, daß das Versicherungsprinzip 
angetastet werden könnte. Meine Damen und Herren, ich glaube aber, daß es hier 
eine Formel gibt, beide Anliegen miteinander zu verbinden, nämlich die Senkung der 
Lohnnebenkosten und das Festhalten am Versicherungsprinzip. Die Lösung ist ganz 
einfach: Halten wir uns doch einmal am Versicherungsprinzip fest. Befreien wir die 
Beitragszahler, die Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber, nach und nach von allen 
versicherungsfremden Leistungen. Zig Milliarden DM müssen die Arbeitnehmer 
heute durch ihre Versicherungsbeiträge für Dinge aufbringen, die mit der Versiche­
rung gar nichts zu tun haben, sondern der allgemeinen Beschäftigungspolitik des 
Staates zuzurechnen sind. 

(Beifall) 

Ich weiß, daß Gerhard Stoltenberg immer etwas unruhig wird, wenn ich darüber 
spreche, weil er den Griff in seine Kasse schon sieht. Deshalb komme ich zum 
Schluß auf den Punkt zu sprechen, bei dem es wirklich ernst wird. 

Meine lieben Freunde, über das, was ich gesagt habe, und das, was in den 
Leitsätzen steht, gibt es eigentlich keine tiefgreifenden Meinungsverschiedenheiten 
unter uns. In Wahrheit ist unser Problem ein ganz anderes, nämlich daß wir nicht 
alles gleichzeitig und nicht alles in dem gewünschten Umfang leisten können. Das ist 
nicht unsere Schuld, sondern durch das bedingt, was die Sozialdemokraten uns an 
Situation hinterlassen haben. 

Führen wir uns einmal vor Augen, was wir alles tun sollen. Wir sollen die Nettokredit­
aufnahme drastisch zurückführen, also sparen. Wir sollen gleichzeitig mehr für die 
Familie ausgeben. Wir sollen gleichzeitig mehr für die Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit ausgeben. Dann sollen wir sogar noch eine Steuersenkung vornehmen, d. h. 
unsere Einnahmen verringern. Dies bedeutet fast die Quadratur des Kreises, Gott sei 
Dank nicht ganz. Allerdings ist es eine Frage, welches Gewicht wir den einzelnen 
Faktoren beimessen. Ich habe gehört - ich will das offen ansprechen -, daß in der 
Bundestagsfraktion eine gewisse Tendenz zu spüren war, zu sagen: Wir wollen vor 
allem ein großes familienpolitisches Paket. Wir wollen auch eine große Tarifreform, 
d. h. eine Steuersenkung vornehmen. Die Gefahr dabei ist, daß wir die Konsolidie­
rung außer acht lassen. Was mich bitter betrüben würde, wäre, wenn dann über­
haupt kein Geld mehr für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zur Verfügung stünde. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden, sage Ich noch einmal: Es geht nicht um Geld für 
Investitionsprogramme im Sinne der Sozialdemokraten - solche Programme sind ein 
untaugliches Mittel -, sondern um Geld für die Senkung der Lohnnebenkosten und 
Geld für das Fitmachen der Unternehmen, damit sie der Herausforderung gewach­
sen sind. 

Meine persönliche Prioritätenliste hat eine etwas andere Reihenfolge. Auf Platz eins 
steht bei mir die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, und zwar aus den Gründen, die ich 
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geschildert habe: weil es sich um menschliche Schicksale handelt und nicht nur um 
eine wirtschaftspolitische Frage. 

(Beifall) 

Auf Platz zwei steht - wenn Sie wollen: gleichrangig - die Konsolidierung. Warum? 
Weil es keinen Abbau der Arbeitslosigkeit geben wird, wenn wir nicht zuvor die 
Staatshaushalte konsolidieren. 

Auf Platz drei steht die Familienpolitik, nicht weil sie weniger wichtig wäre, sondern 
deshalb, weil wir hier leichter Lösungen finden werden als bei den vorher genannten 
beiden Punkten. 

Erst auf Platz vier steht für mich dann eine weitergehende Tarifsenkung, die zwar 
höchst wünschenswert ist, aber die doch nicht so wichtig ist wie die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. 

Was heißt das für das Steuerpaket und die Entscheidung, die wir zu treffen haben? 

Erstens: Was immer wir tun, das Ziel der Konsolidierung darf nicht gefährdet werden. 
Es wäre ein Aberwitz, wenn wir im dritten Jahr unserer Regierung das, was wir den 
Bürgern an Konsolidierung versprochen haben, selber nicht mehr honorieren 
wollten. 

(Beifall) 

Das ist nicht nur ein Problem des Bundes, sondern das ist, wie Gerhard Stoltenberg 
dankenswertenweise gesagt hat, ganz wesentlich auch ein Problem der Länder und 
der Gemeinden. 

Zweitens. Ich schlage vor, daß wir uns für das Steuerpaket zwei Schwerpunkte 
vornehmen. Der erste Schwerpunkt ist die Familie. Nach allem, was ich aus der 
Diskussion kenne, ist jeder einverstanden, daß wir sogar schon 1986 steuerliche 
Entlastungen für die Familie in Höhe von 5 Milliarden DM vornehmen. Daneben soll 
für diejenigen, die von der Steuersenkung nicht betroffen sind, eine Verbesserung 
des Kindergeldes vorgesehen werden, und es soll ein Einstieg in das Erziehungsgeld 
erfolgen. 

Der zweite Schwerpunkt - das ist umstritten; es wird Sie vielleicht venwundern, daß 
ich dies nach meinen Ausführungen sage - ist dieser. Da wir nicht so viel Geld haben, 
bin ich dafür, daß wir den Schwerpunkt steuerlich auf die Entlastung der unteren 
Progressionszone und nicht auf die Entlastung der oberen Progressionszone legen. 

(Beifall) 

Ich weiß, daß das in einem gewissen Widerspruch zu dem steht, was ich sagte, denn 
dies hilft dem Mittelstand nicht. Ich sage Ihnen aber auch ehrlich: Wenn wir in den 
letzten anderthalb Jahren eine andere Diskussion gehabt hätten, hätte man dies 
anders sehen können. Wir haben aber zunächst einmal Kürzungen vornehmen 
müssen. Wir haben dort Kürzungen vornehmen müssen, wo die Ausgaben anfielen, 
nämlich bei den unteren Einkommensschichten, bei der Sozialhilfe, bei BaföG und 
dergleichen Leistungen mehr. Wir haben uns gegenüber dem Koalitionspartner - ich 
bedaure das - mit der Erhebung einer Investitionshilfeabgabe, die nicht rückzahlbar 
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ist, nicht durchsetzen können. Wir haben jetzt nur die Investitionshilfeanleihe. Ich 
glaube, daß es für uns politisch ganz wichtig ist, daß bei der Steuerreform gerade 
auch die Einkommen in der unteren Progressionszone entlastet werden. Deshalb hat 
dies für mich persönlich Vorrang. 

(Beifall) 

Ich muß anerkennen, daß dieses dann allerdings nicht reicht, um das Problem der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu lösen. 

Deshalb mache ich zwei zusätzliche Bemerkungen. Erstens. Ich trete dafür ein, daß 
die Zuweisungen des Staates an die Bundesanstalt für Arbeit eingefroren werden 
und daß die verfügbaren überschüssigen IVlittel der Bundesanstalt für Arbeit, lieber 
Heinz Franke, für Beitragssenkungen genutzt werden, d. h. für eine Senkung der 
Lohnnebenkosten, um auf diese Weise einen Einstieg in die Lösung dieses Pro­
blems zu finden. 

Zweitens. Wir müssen so bald wie irgend möglich - Ich kann das nur noch einmal 
wiederholen - die Unternehmensbesteuerung - nicht die Unternehmerbesteuerung -
für die kleinen und mittleren Unternehmen senken, damit sie fit werden, das zu 
leisten, was wir von ihnen enwarten, nämlich für über eine Million Menschen 
zusätzliche Arbeitsplätze bereitzustellen. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, es wird kein ideales Steuerpaket geben. Es ist auch nicht 
leicht für uns, uns auf das konkrete Steuerpaket zu verständigen. Deshalb mache ich 
jetzt eine letzte Bemerkung. Ich finde mich damit ab, daß es kein ideales Steuerpaket 
geben wird. Ich glaube, jeder wird sich damit abfinden müssen, denn es gibt nur noch 
einen vorrangigen politischen Gesichtspunkt. Wir müssen in den nächsten Wochen 
Entscheidungen über die Grundzüge dieses Steuerpakets treffen. Ich möchte nicht 
eine Situation entstehen sehen, in der über Monate und Monate die einen aus der 
Regierungskoalition gegen die anderen argumentieren. Zu wessen Lasten geschähe 
das denn? Zu Lasten von Gerhard Stoltenberg und zu Lasten von Helmut Kohl. Das 
darf nicht geschehen, gerade in der CDU nicht. 

(Beifall) 

Deshalb sage ich: Lassen Sie uns heute und in den nächsten Wochen den Versuch 
machen, der Herausforderung gerecht zu werden. Lassen Sie uns das in dem 
Bewußtsein tun, daß Millionen von Menschen ihre Hoffnung auf uns gesetzt haben. 
Das vermag ja auch Kraft für die notwendigen Entscheidungen zu geben. Lassen Sie 
uns mit heißem Herzen, aber kühlem Verstand diskutieren und dann auch entschei­
den, damit wir in einigen Monaten und Jahren sagen dürfen: Wir haben es geschafft, 
wir haben das getan, was die Wähler von uns erwarteten. Wir haben die Bundesre­
publik Deutschland aus der wirtschaftlichen und finanziellen Krise herausgeführt. -
Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Dr. Albrecht. - Das 
Wort hat jetzt unser Bundessozialminister, Dr. Norbert Blüm. 
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Dr. Norbert Blüm (von den Delegierten mit Beifall begrüßt); Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! IVlillionen von Mitbürgern sorgen sich um 
den Arbeitsplatz: die einen, daß sie ihn nicht verlieren, die anderen, daß sie ihn 
wieder erhalten. Alter und Rente, Jugend und Ausbildung - auch das sind große, 
Millionen von Mitbürgern bewegende Fragen; denen wenden wir uns heute zu. 

Meine Damen und Herren, es geht hier nicht nur um Programme und Papiere, 
sondern es geht ums Durchsetzen. Wir sind l<eine Akademie und auch keine 
Volkshochschule, sondern wir sind eine Regierungspartei.Deshalb; Ich betrachte 
das, was wir heute machen, nicht als Erfindung der Sozialen Marktwirtschaft zum 
zweiten Mal. Die Soziale Marktwirtschaft leidet nicht an einem Defizit von Entwürfen, 
sondern sie leidet eher an einem Mangel an praktischen Konsequenzen, die aus den 
Entwürfen zu ziehen wären. 

(Beifall) 

Das, was wir heute machen, ist, auf neue Fragen, auf technische Entwicklungen zu 
antworten, nicht aber, die Welt zum zweiten Mal zu erschaffen. 

Es gibt keinen Grund zur Selbstzufriedenheit, obwohl ich meine, daß wir auch nicht 
mit leeren Händen dastehen. Meine Damen und Herren, Halbierung der Preissteige­
rung: Gibt es für die Arbeitnehmer, gibt es für die Rentner einen größeren Kaufkraft­
erfolg, als die Preissteigerung zurückzudrängen? Als sich die SPD verabschiedet 
hat, stiegen im letzten Jahr, in dem sie noch ganz regiert hat, die Bruttolöhne und 
-gehälter um 4,9 %, die Preise um 6 %. Im ersten Jahr 1983 gab es bei uns 3,4 % 
Lohnerhöhung und 3 % Preissteigerung. Da braucht man keine Mengenlehre 
studiert zu haben, um zu wissen, wovon die Arbeitnehmer mehr hatten. Bei uns 
hatten sie mehr! Sie konnten von dem, was sie erhalten haben, mehr kaufen. 

(Beifall) 

Hätte die SPD das Vermögensbildungsgesetz, das wir im ersten Jahr beschlossen 
haben, vor zehn Jahren verabschiedet - vor zehn Jahren wäre es sogar leichter 
gewesen; sie hätten gar nicht mehr machen müssen, denn ich verlange von anderen 
nie mehr, als wir selber machen,-, dann würden sich im Portemonnaie der Arbeitneh­
mer 150 Milliarden DM mehr Vermögen befinden als jetzt. Wer hat die Arbeitnehmer 
darum gebracht? Die SPD hat Vermögenspolitik jahrelang angekündigt, und was 
konnten sich meine Kollegen in den Betrieben von den Ankündigungen kaufen? Mit 
anderen Worten: Die SPD hat gegackert, gegackert und nie Eier gelegt. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine Damen und Herren, für den größten Fortschritt halte ich, daß wir wieder 
Wachstum haben, nach Minus-Wachstum wieder Plus-Wachstum. Vom Minus ins 
Plus zu wechseln, ist auch Wende. Dabei füge ich hinzu: Das Wort "Minus-
Wachstum" stammt aus dem Arsenal der sozialdemokratischen Nebelwerferkompa­
nien. Minus ist Minus und kein Wachstum. Ich sage zum Abstieg ja auch nicht, es sei 
ein Minus-Aufstieg. Deshalb sollten wir festhalten; Die haben sich mit Rückgang 
verabschiedet, wir haben wieder Wachstum. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich sehe in der zunehmenden Wachstumsfeindschaft und 
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Technikangst der Sozialdemokraten eine spätbürgerliche Lebensschwäche. Daß 
sich ausgerechnet die ehemalige Arbeiterpartei SPD von diesem Antimodernismus 
anstecken läßt, ist eine Degenerationserscheinung. Die Arbeiterbewegung wollte 
immer mehr. Null - das kann nur das Ziel von sehr saturierten Zeitgenossen sein. Für 
die Arbeiter gibt es nur mehr, wenn die Wirtschaft wächst. 

Daß sich die SPD jetzt mit den GRÜNEN in ein Bett legt, ja, daß sie mit Dachlatten in 
neue Koalitionen gezwungen wird, ist auch ein Armutszeugnis der SPD. 

(Beifall) 

Denn die GRÜNEN sind doch ein Potpourri aus Romantik, Jugendbewegung, 
Reformhaus und marxistischer Agitprop. Da kann man die Arbeiter nur in Schutz 
nehmen, 

(Beifall) 

damit sie nicht um diese als Koalitionspartner balzen müssen. Hier liegt auch unsere 
große Chance. Deshalb, liebe Parteifreunde, laßt uns den Arbeitern treu bleiben. Wir 
sind die große Volkspartei CDU. Treue zu den Arbeitern, die uns mitgewählt haben, 
ist auch ein Stück Dankbarkeit an unsere Wähler. 

(Beifall) 

Ja, wir sind die CDU, unvenwechselbar. Wir sind nicht SPD, wir sind auch nicht FDP -
klein, aber fein -, sondern wir sind die Partei, die alle Gruppen des Volkes umfaßt. Ich 
denke, das muß auch für die Arbeitszeitfrage gelten. Damit sich da keine falschen 
Töne einschleichen: Wenn wir sagen, 35-Stunden-Woche auf einen Schlag, flächen­
deckend, mit vollem Loahnausgleich - jetzt nicht, wenn wir sagen, Arbeitskampf, 
Streik, Aussperrung - jetzt nicht, dann sagen wir das nicht als Geschenkpaket an die 
Arbeitgeber, sondern dann sagen wir das aus Treue zu den Arbeitern und aus Sorge 
um die Arbeitslosen. Ein Streik jetzt ist ein Streik gegen die Arbeitslosen, nicht aber 
gegen die Arbeitgeber. 

(Beifall) 

Die 35-Stunden-Woche flächendeckend jetzt einzuführen, kann doch auf den Auf­
schwung nur wie eine kalte Dusche wirken, kann nur Nachschub für Arbeitslosigkeit 
sein. Darauf aufmerksam zu machen, auf diese Folgen hinzuweisen, ist auch kein 
Eingriff in die Tarifautonomie. Man muß doch auf Folgen aufmerksam machen 
können! Wenn ich sage "Achtung, Schlagloch!", behindere ich doch auch nicht die 
Bewegungsfreiheit. Ich mache nur darauf aufmerksam, daß es einen Achsenbruch 
geben kann - und dann steht der Wagen da. So ähnlich ist das mit dem Hinweis 
darauf, daß Streik, Aussperrung, Arbeltskampf jetzt den Arbeitslosen nicht helfen, 
sondern sie weiter in der Arbeitslosigkeit belassen und noch weitere Arbeitslose 
hinzufügen. 

(Beifall) 

Deshalb appelliere ich von dieser Stelle aus in letzter Minute noch einmal für einen 
Kompromiß. Wenn am Schluß nach langen Arbeitskämpfen 3 Millionen Arbeitslose 
auf der Straße stehen, soll niemand sagen, er habe nicht gewußt, was dabei 
herauskommen kann. 
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Ich denke, daß für diesen Kompromiß aucli das Angebot Vorruhestand eine Erweite­
rung der Vereinbarungsmöglichl<eiten ist, Vorruhestand geradezu als ein Modell, wie 
man Arbeitszeilpolitik in dieser Zeit machen muß: in Kooperation. Klassenkampf hat 
den Wiederaufbau nicht zustande gebracht; er wird die Krise auch diesmal nicht 
überwinden. Wir haben uns nicht wiederaufgestreikt, sondern wir haben wiederauf­
gebaut. Deshalb laßt uns noch einmal an die Kompromißfähigkeit der Tarifpartner 
appellieren, den Vorruhestand als ein [VIodell zu sehen, bei dem Gewerkschaften, 
Arbeitgeber und Staat zusammenarbeiten. Denn das steht auch fest: Entweder 
arbeiten wir zusammen, oder der Karren bleibt im Dreck. Allein schafft es keiner: 
weder die Arbeitgeber noch die Gewerkschaften noch die Bundesregierung. 

(Beifall) 

Arbeitszeitverkürzung sollte auch ohne jede Schablone möglich sein. Was dem 
einen recht ist, ist dem anderen noch lange nicht billig, und was für den einen billig 
ist, kann für den anderen sehr teuer sein. Arbeitszeitverkürzung ohne Schablone 
heißt allerdings auch Tarifpartner ohne Scheuklappen. 

Die Dampfmaschine und das Fließband, meine lieben Parteifreunde - das war doch 
die Symbolausstattung der ersten Phase der industriellen Entwicklung -, geraten 
doch zusehends ins Museum. Das neue Erkennungszeichen ist der Mikroprozessor. 
Wir können die Arbeit individualisieren, differenzieren, dezentralisieren. Der Mikro­
prozessor ist auch ein Symbol dafür, daß Arbeit wieder mehr den Bedürfnissen, dem 
Rhythmus des Lebens angepaßt werden kann. 

200 Jahre Arbeitszeitordnung waren auch 200 Jahre Arbeitszeitordnung nach gera­
dezu militärischem Muster: am Ende der Kindheit im Gleichschritt marsch, am Ende 
ins Alter wegtreten. Muß das so bleiben? Können wir nicht wieder auch am Rhyth­
mus des Lebens maßnehmen? Die Bauersfrau früherer Zeiten hat, wenn die Kinder 
klein waren, ganz anders gearbeitet als dann, wenn sie groß waren. Können wir nicht 
wieder Arbeit und Leben miteinander versöhnen? Kann Technik uns nicht auch 
helfen, daß wir wieder an unserem Lebensrhythmus maßnehmen, nicht aber an 
Maschinen, die mit einem Schalter ausgeknipst und angeknipst werden können? 
Menschen sind anders gebaut. Laßt uns die Übergänge wieder sanfter gestalten! 
Laßt uns mit dem kollektivistischen Entweder-Oder - entweder ganz rein oder ganz 
raus - aufhören! Dieses Alles oder Nichts führt zu nichts. 

Ich denke, daß die Teilzeitarbeit in vielen Formen ein Angebot ist, wobei ich 
hinzufüge, daß Teilzeitarbeit nicht ein Arbeitsverhältnis zweiter Klasse sein kann. 
Wenn einer meint, Flexibilisierung sei nun die Entfernung jeden Schutzes, dann hat 
er sich gestäuscht. 

(Beifall) 

Dann wird die Teilzeitarbeit nie ein normales Arbeitsverhältnis. Teilzeitarbeit ist also 
nicht ein Arbeitsverhältnis im Hobbyformat für grüne Witwen, die sich sonst langwei­
len, sondern sie muß ein ganz normales Arbeitsverhältnis werden. Deshalb muß es 
auch mit sozialem Schutz ausgestattet werden. Für Freistilringkämpfer bin ich nicht 
zuständig. 

(Beifall) 
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Ich sehe auch, daß wir im Arbeitsrecht differenzieren müssen. Der neue Name des 
Fortschritts lautet Differenzierung; Ernst Albrecht hat davon gesprochen. Es geht 
nicht nur darum, diejenigen zu schützen, die drinnen sind, es geht auch darum, 
denjenigen zu helfen, die draußen sind. Es könnte sein, daß mancher Schutz für 
diejenigen, die drinnen sind, sich als Sperre erweist für die, die draußen sind. 

Die Bundesregierung bereitet einen Gesetzentwurf zur Förderung der Beschäftigung 
vor. Es geht um befristete Arbeitsverträge; Ernst Albrecht hat auch davon gespro­
chen. Wir wollen klarstellen, wann ein befristeter Arbeitsvertrag vereinbart werden 
kann. Ich mußte zu meiner großen Überraschung und Enttäuschung feststellen - das 
will ich auch dem Parteitag berichten -, daß die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände in ihrer Stellungnahme davon gesprochen hat, das sei nicht 
notwendig, die Rechtsprechung habe alles schon klargestellt. Da kann ich nur 
fragen; Wie weit müssen sich die Verbände von der Wirklichkeit entfernt haben? Ein 
kleiner Schlossermeister kann nicht Tag und Nacht die Rechtsprechung studieren, 
damit er weiß, was er machen soll. Das können die großen Rechtsabteilungen der 
großen Konzerne, aber ein kleiner Handwerksmeister kann nicht nachts die Urteile 
studieren, damit er tagsüber keinen Fehler macht. Das ist schon sehr weit von der 
Praxis entfernt. 

(Beifall) 

Wir wollen für eine Übergangszeit den befristeten Arbeitsvertrag, weil es darum geht, 
den Arbeitslosen, die auf der Straße stehen, jetzt die Rückkehr in den Betrieb, an die 
Schraubstöcke, an die Schreibtische, zu ermöglichen, nicht erst dann, wenn sich die 
Konjunktur wieder stabilisiert hat. Immer war es so, daß die Konjunktur dem 
Arbeitsmarkt davongelaufen ist, weil in der ersten Phase nicht eingestellt wurde, 
sondern Überstunden gemacht wurden. Das wollen wir durch befristete Arbeitsver­
träge verhindern. Lieber befristet arbeiten als unbefristet arbeitslos sein! Das ist 
meine Parole. 

(Beifall) 

Laßt uns doch Erfahrungen sammeln! Wenn das mißbraucht werden sollte, dann ist 
der Ofen ganz schnell aus. Das ist auch eine Chance, Flexibilisierung unbürokratisch 
zu handhaben. Wenn man entbürokratisieren will, dann braucht man den guten 
Willen der Beteiligten. Dann ist man auf diesen guten Willen angewiesen. Ich setze 
darauf, daß sich Sozialpartnerschaft in schwierigen Zeiten bewähren muß. 

Wenn einer einen Betrieb aufmacht, dann geht er nicht an die obere Grenze seiner 
Einstellungsmöglichkeiten, damit er nicht gleich den einen Sozialplan mitfinanzieren 
muß. Laßt uns doch für ihn in der ersten Phase befristete Arbeitsverträge ermögli­
chen; sie können ja anschließend in unbefristete Arbeitsverträge überführt werden. 
Sie sehen, meine Damen und Herren, wir machen keine Sozialpolitik aus Lehrbü­
chern, wir machen Sozialpolitik aus der Praxis, aus den Erfahrungen heraus. Das ist 
viel wichtiger, als irgendwelchen Dogmen zu folgen. 

Teilarbeitsunfähigkeit! Wo steht denn geschrieben, daß man nur ganz krank oder 
ganz gesund sein könne? Warum kann nicht ein Langzeitkranker auch Schritt für 
Schritt an den Arbeitsplatz zurückgeführt werden? Der Bundesverband der Deut­
schen Arbeitgeberverbände lehnt es ab. 

Meine Damen und Herren, das wollte ich hier einmal vortragen: Die Stellungnahme 
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des DGB und die Stellungnahme der BDA habe ich hier. Wenn ich sie hier vorlesen 
und Ihnen den Absender nicht nennen würde, würden Sie den Unterschied nicht 
bemerken; die sind völlig deckungsgleich. Es heißt in der einen Stellungnahme, 
außer ein paar Detailregelungen minderer Bedeutung sei nichts gut. Beim BDA heißt 
es "von geringerer Bedeutung". Der Unterschied besteht zwischen den Worten 
"geringerer" und "minderer". 

Meine Damen und Herren, damit es keine Verwechselung gibt: Ich lasse mich nicht 
auf folgende Arbeitsteilung ein: Die SPD beschimpft die BDA und die CDU den DGB. 
Wir sind selbständig. Wir sind nicht die Handlungsbevollmächtigten irgendeiner 
Seite. Die Verbände sind wichtig, aber der Gesetzgeber ist nicht der Notar einer 
Seite. 

(Beifall) 

Wenn ich sehe, wie sich die großen Verbände gegenüberliegen, dann erinnert mich 
das an zwei Rieseneidechsen, die einen Wettbekampf in Bewegunglosigkeit 
machen. Damit werden wir mit Sicherheit nicht einen Aufbruch in Sachen Phantasie 
und Einfälle bewerkstelligen. Da muß aus liebgewonnenen Gewohnheiten herausge­
treten werden. Differenzierung und Flexibilisierung sind anstrengender als Kollekti­
vierung. Kollektivismus ist ganz einfach: im Gleichschritt marsch! Das läßt sich 
einfach organisieren. Subsidiarität, Selbstvenwaltung, Differenzierung - das ist auch 
für die großen Verbände anstrengender. Die müssen von ihrem hohen Dach herun­
ter; denn wenn das Dach zu hoch ist, sehen sie die Basis nicht mehr. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich sehe auch, daß wir im Arbeitsschutz gar nicht den 
Ehrgeiz entwickeln sollten, daß der Gesetzgeber alles regelt. Im Wettkampf zwi­
schen Gesetzgeber und Leben gewinnt immer das Leben; es hat immer einen Fall 
mehr, als sich die gesetzgeberischen Perfektionisten vorstellen können. Deshalb bin 
ich dafür, den Gesetzgeber sich auf Mindestregelungen, auf Rahmenbedingungen 
zurückziehen zu lassen, und die Tarifpartner vereinbaren, was für ihre Verhältnisse 
das Beste ist. Das kann für den Bäcker ganz anders als für die Bürogehilfin sein. 
Oder wir machen ein Gesetz, das sehr dünn ist, und eine sehr dicke Ausnahmerege­
lung. So ähnlich ist das beim Jugendarbeitsschutz. Deshalb bin ich für Mindestbedin­
gungen, und die Tarifpartner sollen für ihre Verhältnisse entsprechende Regelungen 
treffen. Ich habe nie eingesehen, warum der 16jährige Lehrling um 7 Uhr anfangen 
darf, der 16jährige Arbeitnehmer aber, der sich nicht in der Ausbildung befindet, 
schon um 6 Uhr anfangen muß. Wenn es mit der Gesundheit zu tun hat, dann ist es 
überhaupt kein Unterschied, ob es sich um einen Lehrling oder einen Arbeitnehmer 
handelt. 

Ich spreche übrigens von Lehrling, weil ich bei dem Wort "Auszubildender" Schwie­
rigkeiten habe. Das ist ein Kunsthonigwort. 

(Beifall) 

Ich sage ja auch nicht zum Wanderer, er sei ein "Auszugehender", oder zum Gummi, 
es sei ein "Auszudehnendes". Ich sage zum Wanderer Wanderer und zum Lehrling 
Lehrling. 

(Beifall) 

163 



Ich habe nämlich diesen sozialdemokratischen Wortfetischismus satt. Wenn ein 
neues Problem entsteht, was fällt ihnen ein? Entweder ein Beauftragter, eine 
Enquetekommission oder ein neues Wort. Daran beteilige ich mich nicht. 

(Beifall) 

Worte sind etwas für Etikettenspezialisten, Etiketten sind etwas für Flaschen. Wir 
machen Politik für t^enschen. Das ist der Unterschied. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich will nur in Nebensätzen bei dem Thema "Lehrlinge" noch einmal an die 
Wirtschaft appellleren, der Leistung von 1983 Im Jahre 1984 eine vergleichbare 
folgen zu lassen. Ich will darauf aufmerksam machen, daß In den Betrieben mit über 
1000 Arbeitnehmern 2 % Lehrlinge ausgebildet werden, in den Betrieben mit unter 
1000 Arbeitnehmern aber 4 %. Vielleicht kann sich die Großindustrie in Sachen 
Ausbildungsbereitschaft eine Scheibe von den Handwerkern und von den kleinen 
und mittelständischen Unternehmen abschneiden. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich will den Ball gern auffangen, den Herr Albrecht zur 
Sozialpolitik gespielt hat. In der Tat müssen die beiden großen Prinzipien neu 
überdacht werden: Leistungsgerechtigkeit in der Sozialpolitik und sozialer Ausgleich. 
Ich bin, wo Immer es Spielräume gibt, für Leistungsgerechtigkeit, die dem Prinzip 
Leistung für Gegenleistung folgt. Dort müssen die Spielräume auch erhalten bleiben. 
Es ist ein großer Unterschied, ob der 70jährlge Großvater seine Rente Im Bewußtsein 
empfängt, es handele sich um eine staatliche Fürsorgeleistung, oder Im Bewußtsein, 
es sei eine Gegenleistung für die eigene Leistung. 

Im Leistungsprinzip - um mich In der Sprache der Sozialdemokraten zu bewegen - ist 
ein emanzipatorischer Effekt enthalten. Ansprüche zu erwerben, für die man selber 
gearbeitet hat, für die man niemandem Dankeschön sagen muß - auch nicht der 
CDU -, sondern von denen man weiß, die Rente ist Alterslohn für Lebensleistung -
dieses Prinzip wird der Norbert Blüm mit Zähnen und Klauen verteidigen. Deshalb 
muß die Rente lohnbezogen bleiben. 

(Beifall) 

Denn der Lohn ist das einzige Kriterium, das wir haben, das Leistung bewertet. Nicht 
immer ganz gerecht, aber es ist In der Regel besser als alle Gutscheine, die wir sonst 
ausstellen müßten. 

Ich gebe Ernst Albrecht zu: Wir müssen dieses Versicherungssystem schmaler 
machen. Der Rentenversicherung, der Krankenversicherung Ist doch alles mögliche 
aufgehalst worden. Diese Fremdleistungen muß der Staat bezahlen, und wenn er 
das Geld nicht hat, muß er es sein lassen. Ich bin gegen die Arbeitstellung: Der 
Gesetzgeber beschließt und die Beitragszahler bezahlen. Gegen diese Art von 
"Fortschritt" habe ich etwas. 

(Beifall) 

ich bin auch ganz sicher: Wenn wir das Versicherungssystem nicht schmaler 
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machen, werden wir dieses lohnbezogene System nicht durchhalten; dann werden 
wir in die Zange zwischen lohnintensiven Kleinbetrieben und Arbeitnehmern geraten, 
die sagen: Wieso ich? IVlit meinem Beitrag bezahle ich den halben Sozialstaat! 
Deshalb glaube ich, die Beiträge müssen streng auf die Gegenleistung, auf die 
Versicherungsleistung bezogen sein. Für andere Sachen sind andere zuständig. 

(Beifall) 

Ich folge gern der Frage von Ernst Albrecht, wie es mit der Bundesanstalt für Arbeit 
sei. In der Tat, die Frage läßt sich stellen. Berufliche Bildung an der Universität 
bezahlt der Steuerzahler, berufliche Bildung der Arbeitnehmer - die bezahlen sie 
selber. Es läßt sich schon einmal die Frage stellen, ob das gerecht ist. 

(Beifall) 

Nur, ich will hier nicht den Eindruck erwecken, als könnten wir alles über Nacht 
erledigen. Im übrigen habe ich auch vor, länger als vier Jahre Arbeitsminister zu 
bleiben. 

(Beifall) 

Aber die Frage ist anzugehen. Aber das geht nicht alles über Nacht. Die Gesellschaft 
ist keine Maschine. (\/lanche denken, "Wende" wäre so eine Art Salto mortale. Nein, 
bei der Gesellschaft hat man es mit Menschen zu tun. Da geht es um langsames 
Umsteuern. Nur Revolutionäre, Ideologen, Dogmatiker können über Nacht die Welt 
in Ordnung bringen. Meistens sind die Ergebnisse dann auch so. 

Ich setze auf Evolution, ich setze auf eine Sozialpolitik, die immer fragt, die immer 
neu fragt, ob sie den Hilfsbedürftigen wirklich hilft. 

Wenn wir den Schwerbehinderten-Begriff neu formulieren, dann ist das keine Politik 
gegen die Schwerbehinderten. Dann ist das nur eine Politik, daß die eigentlich 
Behinderten nicht immer neue Konkurrenten um die Arbeitsplätze bekommen. Denn 
wenn wir so weitermachen, gibt es in diesem Saal bald niemanden mehr, der nicht 
auch einen Schwerbehinderten-Ausweis beziehen könnte. 

(Beifall) 

Wenn wir den Schwerbehinderten-Begriff neu formulieren, dann heißt das: Hilfe für 
die Behinderten. Im übrigen möchte ich auch eine vom Gleichheitsverlangen 
geplagte Sozialpolitik verabschieden, die offenbar ein Muster an einem Einheitstyp 
nimmt. Und wer davon abweicht, der gilt als benachteiligt. Also: Man nimmt einen 
25jährigen Zehnkämpfer, und wer dessen Leistungen nicht entspricht, der ist ein 
Behinderter. Alter ist keine Behinderung. Wir wollen nicht diese uniforme Welt. Wir 
wollen eine Welt der Vielfalt. Und ich füge hinzu: Mancher Behinderte ist leistungsfä­
higer als andere, die nicht behindert sind. Die deutsche Geistesgeschichte hat dafür 
eine ganze Liste an Beispielen. Laßt uns die Behinderten nicht in die Ecke stellen, 
laßt sie uns als Partner unseres Lebens akzeptieren und sie nicht mit einer Betreu­
ungspolitik überfüttern, die den Behinderten jede Selbständigkeit nimmt. 

(Beifall) 

Ich will zu dem Thema Sparen nur noch wenige Worte sagen. Meine Damen und 
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Herren! Soziale Gerechtigkeit - ihr sind wir verpflichtet - beginnt allerdings nicht erst 
auf der Ausgabenseite, die beginnt auch auf der Einnahmenseite. Davon hat 13 
Jahre lang niemand gesprochen. Soziale Gerechtigkeit hat nicht nur mit Bedürftigkeit 
zu tun, sondern auch mit Belastbarkeit. Wenn wir sparen, sparen wir für das 
Portemonnaie der Arbeitnehmer. Das ist auch eine Politik der sozialen Gerechtigkeit. 
Wenn die Beiträge weitergelaufen wären, wenn die Steuern weiter stiegen, dann 
wäre es ja bald billiger, man gäbe dem Staat seinen Lohn und ließe sich die Steuern 
auszahlen. Das kann doch nicht sozial gerecht sein. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Um rund 55 Milliarden DM haben wir, die Sozialpolitik, den Bund in dieser Legislatur­
periode entlastet. 55 Milliarden DM! Ich halte das für eine große Leistung, und ich 
hoffe, daß auch andere politische Bereiche diesem Beispiel folgen werden. 

(Beifall) 

Das Thema der Subventionen ist für mich nicht abgehandelt. 

(Beifall) 

Das ist nicht nur ein Thema, wieviel Geld wir dabei sparen können, sondern das ist 
auch ein Thema, ob wir nur im Bereich der Sozialpolitik sparen oder auch in anderen. 
Deshalb steht das Thema nach wie vor auf der Tagesordnung. 

(Beifall) 

Steuerentlastungen! Auch dafür bin ich. Nur, ich wäre gegen eine Arbeitsteilung: Die 
Kleinen sparen, damit wir Geld erhalten und damit die Großen entlastet werden 
können. Diese Art von Stellwerk geht auch nicht mit uns. Wer gespart hat, muß auch 
an den Früchten des Sparens partizipieren. 

Meine Damen und Herren! Wir sind in einer schwierigen Zeit. Aber andererseits, laßt 
uns das doch nicht hier so in einem Untergangston verkünden, so mit einem 
larmoyanten, sich im Grunde selbst bespiegelnden Trübsinn. Ich halte das für eine 
Art von politischer Eitelkeit und Selbstliebe. Es gab Zeiten, in denen es den 
Menschen viel schlimmer gegangen ist. Unsere Eltern, meine Eltern hatten es nach 
1945 viel schwerer. Die haben nicht so gejammert, die haben sich an die Arbeit 
gemacht. Was soll denn eigentlich dieses Jammern? Ich glaube, daß Optimismus 
nicht nur etwas mit Hormonen zu tun hat; Optimismus ist auch eine Sache von Willen 
und von Entschlossenheit. Und die CDU braucht auch etwas Willen und Entschlos­
senheit. 

(Beifall) 

Ohne als Sozialpolitiker über meine Verhältnisse leben zu wollen: Der Ulrich von 
Hütten - eine bedeutende Gestalt der deutschen Geschichte; in schlimmen Zeiten 
am Ende des Mittelalters gelebt - hat uns aus dieser Turbulenz, aus diesem Tumult 
den Satz hinterlassen: Es ist eine Lust zu leben. Vielleicht sind Zeiten der Umstellung 
auch Zeiten größerer politischer Gestaltung als Zeiten des Gleichmaßes. Deshalb 
laßt uns die Krise auch als eine Herausforderung begreifen, als eine Chance, Neues 
zu beginnen. Nur, mit alten Schlachtschiffen, die keinen Sinn für Neues haben, für 
Fantasie, werden wir es nicht schaffen. Wir brauchen Innovation auch in der 
Sozialpolitik. 

166 


